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Vorbemerkung. 

Der nachstehende Aufsatz ist im Jahre 1870, also vor 
länger als dreissig Jahren, in der Goldschmidtschen Zeitschrift 
für Handelsrecht (Bd. XV) veröffentlicht worden. Er war von 
Anfang an für diese Zeitschrift geschrieben, also auf mathe- 
matischen Aufgaben meist fernstehende Leser be- 
rechnet. 

Dadurch wurde eine von der für ein solches Thema 
nächstliegenden Darstellungsweise — der Entwickelung der Ge- 
dankenfolgen einfach nur mittels der betreffenden mathema- 
tischen Entwickelungsformeln — völlig verschiedene Dar- 
stellungsweise erfordert. 

Die vom Verfasser gewählte eigenartige Darstellungsweise 
giebt, wie er glaubt, seiner Arbeit einen Werth auch fiir 
einen weiteren Leserkreis als den, fiir welchen die Arbeit 
damals geschrieben war. 

Nämlich für alle diejenigen Leser, welche, ohne Ver- 
sicherungstechniker von Fach zu sein, und ohne besondere ma- 
thematische Vorkenntnisse zur Verfügung zu haben, in die 
mathematischen Grundlagen der Lebensversicherung einen Ein- 
blick gewinnen wollen, der ihnen ein wirkliches Verständ- 
niss ermöglicht. 

Was die Darstellungsweise des Verfassers von anderen 
VeröfiTentlichungen mit sei es gleichen, sei es ähnlichen Zielen 
unterscheidet, ist: dass der Text selbst — und zwar im 

1* 
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Sinne einer für sich allein völlig verständlichen und 
sachlich zureichenden Darstellung — von allen mathe- 
matischen Formeln und allem dem, was dafiir irgendwie an- 
gesprochen werden könnte, völlig frei gehalten ist; dass aber 
daneben doch den im Text mit den Mitteln der Sprache 
vorgetragenen Gedankenfolgen in den Noten überall auch 
die entsprechenden mathematischen Entwickelungsfor- 
meln beigegeben sind. 

Für den Leserkreis, auf den die Ausarbeitung berechnet 
war {und das Gleiche gilt für den allgemeineren Leserkreis, 
welchem der vorliegende Neudruck dienen soll), schien es dem 
Verfasser geboten, den Text selbst frei zu halten von den 
zwar an sich leicht verständlichen, zum Theil aber doch durch 
ganze 2^ilen sich hindurchziehenden mathematischen Formeln. 
Denn solche Formeln in die darin symbolisch zum Ausdruck 
gebrachten Vorstellungen umzusetzen, möchte manchem Leser 
minder bequem sein. 

Andererseits aber erschien es mit Rücksicht auf die 
Zwecke der Arbeit nicht rathsam, auf diese mathematischen 
Formeln ganz zu verzichten. Diese sind und bleiben doch 
für alles das, was dieser Form des Gedankenausdrucks über- 
haupt zugänglich ist, immer das denkbar klarste und prä- 
ziseste Ausdrucksmittel, Und wenn auch diese Ausdrucks- 
mittel immer nur Symbole sind, so sind doch ganz ebenso 
auch, und zwar nicht bloss die zu geschriebenen oder ge- 
druckten Wortbildem zusammengefügten Buchstaben, sondern 
auch die gedachten oder gesprochenen Worte selbst doch auch 
immer nur Symbole. Der Unterschied ist nur der, dass bei 
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den mathematischen Formeln die für den Ausdruck des Ge- 
dankens gewählten Symbole einfacher, präziser und (ur 
die Umsetzung beweglicher sind, als die, sei es durch das 
Ohr, sei es (in Schrift oder Druck) durch das Auge wahr 
zunehmenden Symbole, welche die Sprache für die Zwecke 
des Gedankenausdrucks an die Hand giebt. 

Uebrigens ist ja nicht bloss der Gedankenausdruck, sondern 
es ist auch unser geheimstes Denken selbst, sobald es nur 
über die unmittelbare Vorstellung einzelner bestimmter Gegen- 
stände oder Personen hinaus zu irgendwie verallgemeinernden 
Vorstellungen oder auch zur Vorstellung von Beziehungen 
irgend welcher Art (die doch auch immer schon Abstraktionen 
sind) fortschreitet, für uns derart an die Sprache, also immer 
an Symbole gebunden, dass zwischen dem formelmässigen 
mathematischen Ausdruck und dem sprachlichen Ausdruck 
überhaupt kein anderer Unterschied besteht und bestehen 
kann, als der, dass je nach der Uebung und Gewohnheit jedes 
Einzelnen der Eine leichter denkt und seine Gedanken zum 
Ausdruck bringt in den Symbolen, die ihm die Sprache an 
die Hand giebt, — der Andere leichter denkt und seine Ge- 
danken zum Ausdruck bringt in den Symbolen, die ihm in 
den üblichen oder jenachdem auch von ihm selbst für seine 
Zwecke erst zu wählenden und selbstverständlich alsdann 
auch Anderen erst zu erläuternden mathematischen Ausdrucks- 
mitteln zu Gebote stehen. 
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Da das Thema selbst heute noch ganz so li^t, wie es 
damals lag, glaubte der Verfasser an seiner Arbeit aus Anlass 
dieses Neudruckes nichts Wesentliches ändern zu sollen. 

Und er beschränkt sich auch an dieser Stelle auf folgende 
an die Note auf S. 31, 32 sich anschliessende Bemerkungen. 

Die dort an dem üblichen mathematischen Ausdruck für 
die »Lebenswahrscheinlichkeit« geübte Kritik — im Sinne der 
Konstatirung eines ganz allgemeinen und vordem noch nicht 
aufgedeckten, aber doch ganz offenbaren Gedankenfehlers 
oder richtiger vielleicht Gedankensprunges — richtet sich 
am letzten Ende gegen keinen Geringeren als den grossen 
Laplace. Denn soweit der Verfesser ermitteln konnte, war 
es Laplace, der den Begriff der iLebenswahrscheinlichkeit« 
als einer in Anlehnung an eine gegebene Sterblich- 
keitstafel messbaren Wahrscheinlichkeit zuerst (1814) 
aufgestellt hat. 

Der ersten Auflage von Laplace's Theorie analytique des 
probabilit^s (1812) war der berühmte Essai philosophique sur 
les probabilites noch nicht beigegeben. Er findet sich erst 
in der zweiten Ausgabe der Theorie analytique vom Jahre 1814 
(in 4*), als »IntroductJonf. 

In dieser >Introduction* vom Jahre 1814, die bereits in 
demselben Jahre auch in besonderer Ausgabe (in 8 ") unter dem 
erwähnten Titel »Essai philosophique sur les probabilites« er- 
schien, findet sich (p. LXXVI) diejenige Stelle, in welcher der 
obenerwähnte neue Begriff der «LebenswahrscheinUchkeitc und 
damit ohne Weiteres zugleich auch der ihr als entgegen- 



,y Google 



— vu — 

gesetzte Wahrscheinlichkeit zur Seite stehende Begriff der 
sSterbenswahrscheinlichkeitt, soweit der Verfasser ermitteln 
konnte, zum ersten Mal aufgestellt worden ist. 
Die Stelle lautet: 

»La probabilite d'arriver ä un äge quelconque en partant 
d'un äge donn^ est ^gale au rapport des deux nombres 
d'individus, indiqu^ dans la table k ces deux äges.«*) 



*) In dem in sdaer An meines Wisiena einiig dastehenden Wake von 
Todhunter, a bistory o( the mathematical tlieoiy of probabilily from the 
time of Pascal to tliat of Laplace (Cambridge and London 1865) bqrrenzt der 
Verfasser (S. 37) sein Thema, wie folgt: 

•Tbc history of the iovestigations on the laws of mortality and of 

the calculations of life insurances is sufficiently importanl and extensive 

lo demand a separate work; Ihese subjects were origitially connected 

wilh the Theoiy of Probabilily but may noiv be considered lo form 

>n independent kingdom in mathematical science; we shall theiefore 

confine ourselves to tracing their origin». 

Diesem Programm entspricht es, dass dei Verfasser in snner Analyse 

der «Introduction* des Laplace zu dem Abschnitt darb unter der U«betschrift: 

•Des Tablea de mortality, et des dnr^es moyenaes de la vie, des mariages et 

des associations qoelconques- sich (S. 501) auf die Bemeikting beschränkt >it 

occupies six pages; results arc stated which ai« obtained in Chapler VIII of 

the Theorie ... des Prob.«. 

Die letztere Angabe ist aber bsoweit falsch, als auch dieses Kapitel VIII 
Über die • Lebenswahrscheinlichkeit« nichts enthält. Laplace selbst ist dem 
von ihm (an der im Text zitiiteo Stelle) völlig neu aufgestellten so Überaus 
fruchtbaren Bt^ff der Lebens Wahrscheinlichkeit als einer auf der Grundlage 
einer gegebenen Sterblichkeitslafel messbaren Wahrscheinlichkeit Oberhaupt 
nicht weiter nachg^angen -^ auch nicht in seiner Th6)rie des Frobabilitä selbst. 
Die Geschichte jenes »independent kingdom in mathematical sdencei wie 
Todhunter es nennt, ist nicht bloss bis jetzt nicht gestiirieben , sie wird auch 
so leicht nicht geschrieben werden. Denn das hbtorische Material liegt, soweit es 
nicht vernichtet ist, zum weitaus grosseren und wichtigsten Theil in den Archiven 
der Lsbensveraicherungsgesellschaflen — von der ältesten, der 1765 g^;rllndeten 
Equitable ab {vergl. unten S. 62 Note) — begraben, welche aus Konkuirenirtlck- 
sichten als Geschäftsgeheimnisse behütet haben, was sie geheim halten kannten — 
viel strenger noch als die Mathematiker des siebzehnten Jahrhunderts vielfach 
ihre Methoden, sei es überhaupt, sei es wenigstens im Sinne einer Art KoaUtion 
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Danach soll also fiir eine in einem bestimmten Lebens- 
alter stehende Person die Wahrscheinlichkeit, ein bestimmtes 
höheres Lebensalter zu erreichen, ohne Weiteres gegeben 
sein durch die beiden Zahlen, die in der Sterblichkeitstafel 
als Ueberlebende angegeben sind einerseits für das Lebens- 
alter, in dem die betreffende Person zur Zeit steht, anderer- 
seits für das höhere Lebensalter, für welches für diese 
Person die Wahrscheinlichkeit, dieses höhere Lebensalter 
zu erreichen, gemessen werden soll. Die erstere durch die 
Sterblichkeitstafel gegebene Zahl müsste also die Zahl der 



der kontinentalen MatheniaCikei gegen die EnglSndec und umgekehrt, als Ge- 
heimwissenschaft behütet haben. 

Nebenbei bemerkt ist vielleicht die Geschichte keiner anderen Wissen- 
schaft so reich a.n bedeutsamen Phänomenen des menschlichen Geisteslehens, 
wie die Geschichte der Mathematik. Und wenn es sich auch bereift — denn 
solange es Mathematiker gab und geben wird, biess es und wird es heissen: 
Noli turbaje circulos meos! — so bleibt es doch recht bedauerlich, dass die 
Mathematilcer fast ausnahmslos der Geschichte ihrer Wissenschaft (richtiger: 
ihrer Wissenschaften, wie denn auch die Franzosen es nennen: nies math^ma- 
tiqoes*) so TÖllig interesselos gegenüberstehen. Man ist noch immer fast allein 
auf das jetzt ein Jahrhundert alte Werk von Montucla-de la Lande angewiesen, 
dessen vier dicke QnartbSnde zwar Vieles bringen, aber (von dem inzwischen 
erst zugänglich gewordenen Material insbesondere aus den Briefwechseln der 
fllhrenden Mathemalikei ganz at^esehen) doch auch Vieles vermissen lassen. 

Auch das oben genannte Werk von Todhimtei ist in Wahrheit keine 
Geschichte, sondern nur eine LiterSrgeschichte oder richtiger noch: eine in 
historischer Folge und auch tn gewissen sachlichen Zusammenhängen aneinander 
gereihte Folge von Auszügen (ein Engländer würde sagen: abstiacls) aus den 
besprochenen Publikationen wesentlich im Sinne einer Darlegung der von 
den Verfassern aufgestellten einzelnen Probleme und ihrer LS- 
sungen. So kommt z. B. bei Todhunter selbst der de Moivre zu dankende hoch- 
bedeutsame Begriff der •kombinirten Wahrscheinlichkeiten« (vergl. nnten S. 33I 
— wohl der bedeutsamste Fortschritt seit der ars conjectandi des Jakob Bemoulli — 
bei allem Eingehen Todhunter's (S. 135 bis 193) anf die Einzelheiten der Ar- 
beiten de Moivre's, nicht zum richtigen einheitlichen Ausdruck — ganz so wie 
bei Todhunter auch der von Laplace neu aufgestellte Begriff der Lebenswahr- 
scbänlichkeit ein&ch verloren gegangen ist. 
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möglichen Fälle, die zweite kleinere Zahl der sogenannten 
»Üeberlebenden« müsste die Zahl der günstigen Fälle an- 
geben. 

Seitdem wird in der ganzen Litteratur, ganz so wie 
Laplace selbst es hingestellt hat, als der ohne Weiteres und 
unmittelbar gegebene mathematische Ausdruck fiir die 
Wahrscheinlichkeit dafür dass eine bestimmte Person ein be- 
stimmtes höheres Lebensalter erreichen werde, y hingestellt, 
wobei 1 die in der Sterblichkeitstafel beim derzeitigen Lebens- 
alter dieser Person verzeichnete Personenzahl bedeutet, während 
Ij die Zahl der nach der Sterblichkeitstafel das betreffende 
höhere Lebensalter erreichenden Personen bedeutet. 

Nun ist aber die Zahl der möglichen Fälle weder ohne 
Weiteres gegeben durch die Zahl der anfänglich Lebenden, 
noch auch nur dieser Zahl gleich. Und ebensowenig ist die 
Zahl der günstigen Fälle ohne Weiteres gegeben durch die 
Zahl der Ueberlebenden, noch auch nur dieser Zahl gleich. 

Beim Absterben einer gegebenen Zahl von Lebenden (1) 
auf die kleinere Zahl der ein bestimmtes höheres Lebensalter 
erreichenden sogenannten » Ueberlebenden <■ (IJ handelt es sich 
um die Auswahl einer kleineren Zahl von Personen aus einer 
grösseren Zahl von Personen. Es handelt sich also um eine 
Gnippenbildung. Und demgemäss wird im Sinne der Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung die Zahl der möglichen Fälle be- 
stimmt durch die Zahl der überhaupt möglichen ver- 
schiedenen Gruppenbildungen. So viel verschiedene 
Gruppen sich überhaupt aus der ursprünglich gegebenen Zahl 1 
auf die kleinere Zahl 1, bilden lassen, so viel verschiedene 
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Fälle des Absterbens nach der gegebenen Sterblichkeitstafel 
sind überhaupt möglich. Das heisst also, die Zahl der mög- 
lichen Fälle wird bezeichnet durch die Zahl der möglichen 
Kombinationen der grösseren Zahl 1 auf die kleinere 
Zahl 1.. 

Die Zahl der möglichen Fälle ist also 

= 1 (h^.(Az:M.(li=3) (1-1, + 1) 

I 2 3 4 ■ ■ I, 

Andererseits ist ebenso offenbar und zweifellos, dass von 
diesen überhaupt möglichen verschiedenen Gruppenbildungen 
im Sinne der WahrscheinUchkeitsrechnung diejenigen die 
günstigen Fälle bilden, in denen eine einzelne aus der Zahl 1 
willkürlich herausgegriffene Person, fiir welche die Lebens- 
wahrscheinlichkeit bestimmt werden soll, zu den Ueberlebenden 
gehört. Das heisst also: die Zahl der günstigen Fälle wird 
bestimmt durch die Zahl der möglichen Kombinationen 
von 1 — I auf 1, — I. 
Die Zahl der günstigen Fälle ist also 

= (1_-^ (1-2) (1^ (1-34) ft-1. + I) 

I 2 ^" 3 ■ 4 ■ " ■ " (1,-1) 



Der Verfasser hat das seltene Glück gehabt, die späteren 
Jahre seiner Gymnasialzeit hindurch — neben einem Mathe- 
matikunterricht im Gymnasium, der, ich will sagen Vieles zu 
wünschen Hess — bei einem nicht bloss ausgezeichneten Mathe- 
matiker, sondern (was viel seltener ist) auch ganz vorzüg- 
lichen Mathematiklehrer einen Mathematikunterricht zu 
geniessen, in den — und zwar so früh als es irgend anging — 
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auch die Wahrscheinlichkeitsrechnung und speziell auch die 
an die Absterbeordnung sich anschliessenden Rechnungsarten 
hineingezogen wurden. 

Aber während der Schüler seinem Lehrer im Uebrigen 
ohne Schwierigkeiten zu folgen vermochte, und sich zu Dis- 
kussionen zwischen Lehrer und Schüler sonst kein Anlass bot, 
war es anders bei diesen Begriffen der »Lebens- und Sterb- 
lichkeitswahrscheinlichkeit«. 

Die Begriffe selbst lagen allerdings einfach und klar. 
Aber es gelang dem Schüler beim besten Willen nicht, seinem 
Lehrer zu folgen bei dessen Versuch, für den üblichen mathe- 
matischen Ausdruck .' auch die innere Rechtfertigung zu 
finden. Ebensowenig allerdings vermochte derSchülerdenLehrer 
zu überzeugen, dass und warum, was er lehrte, falsch war. Dies 
um so weniger, a)s,was jaauch der Schüler zugeben musste, keine 
anderen Zahlen als 1 und 1, in Frage kommen konnten und 
ebenso auch kein anderes Verhältniss dieser beiden 
Zahlen, als das in der Formel -.-ausgedruckte, möglich erschien. 

Nach Jahren, als der Verfasser sich vor die Aufgabe ge- 
stellt sah, fiir die nachstehende Arbeit die mathematischen 
Entwickelungsformeln, die den Text begleiten sollten, aus- 
zuarbeiten, fand er auch den Schlüssel zur Losung der damals 
zwischen Lehrer und Schüler ungelöst gebliebenen Streitfrage. 

Was damals der Lehrer seinen Schüler gelehrt hatte, 
ganz so, Wie es seiner Zeit Laplace in die Wahrscheinlich- 
keitsrechnung eingeführt hatte, war zwar an sich nicht falsch 
gewesen. Aber die Begründung, so wie Laplace sie gegeben 
hatte, und die die einzige war, die man kannte, war falsch. 
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Weder bezeichnet 1 die Zahl der möglichen, noch 1, die 
Zahl der gunstigen Fälle. Vielmehr wird, wie bereits er- 
wähnt, die 2^hl der möglichen Fälle bezeichnet durch die 
Zahl der möglichen Kombinationen von 1 auf 1,. Und die 
Zahl der günstigen Fälle wird bezeichnet durch die Zahl der 
möglichen Kombinationen von 1 — i auf 1, — i. Dies fiihrt 
allerdings an der Hand der obigen Entwickelungsformeln fiir 
die Zahlen der möglichen und der günstigen Fälle (S, X) zur 
Gleichstellung: 

(l--)C(l . -1) _ J^ 

(i)C(i,) - 1 

also auf den fiir die Lebenswahrscheinlichkeit von Laplace 
eingefiihrten und seitdem allgemein gebräuchlichen Ausdruck. 
Aber dieser Ausdruck kann und darf doch nicht ohne 
diese Begründung einfach so hingestellt werden, wie 
Laplace es gethan und wie es seitdem — ohne innere 
Rechtfertigung und in diesem Sinne falsch — all- 
gemein geschieht. 

In diesem Falle gilt fiir Laplace selbst was er am Schlüsse 
jener introduction sagt: 

»que la throne des probabilit^s n'est au fond que le 
bon sens r^duit au caicul: eile fait appr&ier avec ex- 
actitude ce que les esprits justes sentent par une sorte 
d'instinct, sans qu'ils puissent souvent s'en 
rendre compte«. 

Berlin, Juni 1901. 
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Der Grundgedanke der Lebensversicherung. 

Es ist eine bekannte historische Thatsache, dass die ver- 
schiedenen Versicherungszweige sich nicht gleichzeitig, son- 
dern im Laufe einer sehr allmählich fortschreitenden Ent- 
wickelung ausgebildet haben. Die Elcmentarversicherung 
bestand — jedenfalls wenigstens in einem ihrer Hauptzweige, der 
Seeversicherung — , schon Jahrhunderte lang, ehe man daran 
dachte, die Versicherung auch mit dem menschlichen Leben 
in Verbindung zu bringen. Es war dies nicht zufallig; es ent- 
sprach dem allgemeinen Gesetze der menschlichen Kultur- 
entwickelung, welche überall von dem Einfacheren und be- 
grifflich Leichteren zu dem Verwickelteren und begrifflich 
Schwereren fortschreitet. Wie so oft, deutet also auch hier der 
geschichtliche Entwickeln ngsgang den richtigen begrifflichen 
Ent wickelungsgang an. Es m<^en daher zunächst einige Be- 
merkungen über die Versicherung in ihrer einfacheren An- 
wendung auf Elementarschäden gestattet sein. 

Die unmittelbarste Erfahrung lehrt, dass gewisse schaden- 
bringende Elementarereignisse, z.B. Feuersbrünste, Hagelschläge, 
Viehseuchen, die ihren vernichtenden Einflüssen ausgesetzten 
Gegenstände (Werthobjekte) ohne eine vorauszusehende 
Auswahl treffen. Infolgedessen ist jeder Eigenthümer solcher 
Gegenstände fortwährend der Gefahr ausgesetzt, dass sein Be- 
sitzthum von einem solchen schadenbringenden Ereigniss be- 
troffen wird; er ist ständig der Gefahr eines ausserordent- 
lichen, vielleicht seine ganze wirthschaftliche Existenz 
vernichtenden Verlustes ausgesetzt 

Der Zweck der Versicherung ist nun einfach der: fiir 
diejenigen, welche in dieser Weise von der Gefahr eines ausser- 
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ordentlichen Verlustes gemeinsam bedroht sind, diese Gefahr 
dadurch zu beseitigen, dass der Einzelne, welcher von einem 
solchen Verluste wirklich betroffen wird, auf gemeinschaft- 
liche Rechnung Aller {nach einer bestimmten Vertheilungs- 
weise) entschädigt wird. Alsdann trifft — wenigstens dem 
schliesslichen wirthschaftlichen Erfolge nach — der 
wirklich eintretende Verlust nicht mehr den einzelnen Be- 
troiTenen allein und in ausserordentlichem Maasse^ er trifft 
vielmehr Alle gleichmässig, jeden Einzelnen nach Maass- 
gabe seiner besonderen Beitragspflicht. Die Alle gemein- 
sam bedrohende Gefahr eines bedeutenden Verlustes ist 
für Alle in einen für jeden Einzelnen wenig fühlbaren 
Verlust, den Beitrag zur Entschädigungssumme um- 
gewandelt. 

Der Zweck der Versicherung ist also kurz zusammen- 
gefasst: die gegenseitige Ausgleichung ungewisser 
drohender Verluste. 

Dies ist der einfache Grundgedanke, welcher allen Ver- 
sicherungen zu Grunde liegt, wenn er freilich nicht in allen 
Fällen so klar und unmittelbar hervortritt. Bei vielen öffent- 
lichen Feuersozietäten , bei welchen die innerhalb einer be- 
stimmten Periode (meist ein Jahr) zur Auszahlung kommenden 
Entschädigungssummen einfach nur am Schlüsse der Periode auf 
die Versicherten antheilsweise ausgeschlagen werden, wird der 
eben dargelegte Zweck und Grundgedanke der Versicherung 
noch ganz rein und unmittelbar verwirklicht. Ebenso bei den 
bekannten Vieh versicherungs vereinen. 

Auch der Lebensversicherung liegt derselbe Gedanke zu 
Grunde, wenn auch, der Natur der Sache entsprechend, in eigen- 
thümlicher Weise dem besonderen Zwecke angepasst. 

Das »Leben« versichern kann natürlich nicht heissen, 
gegen die Gefahr des Ablebens versichern. Es kann ebenso- 
wenig heissen, gegen gewisse wirth schaftliche Verluste, welche 
mit dem Tode eines Menschen an und für sich für andere 
Menschen verbunden sind, eine gegenseitige Ausgleichung ge- 
währen. Denn der Tod und folgeweise auch die mit dem 
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Tode einer Person für andere ihr nahestehende Personen ver- 
bundenen mrthschaftlichen Verluste sind nicht eine Gefahr, 
welche Viele bedroht, aber nur Einzelne trifft Es ist 

— wenn ich diesen Ausdruck beibehalten darf — eine Ge- 
fahr, die, wie sie Alle bedroht, so auch Alle trifft 

Der Zweck der Lebensversicherung muss also ein anderer 
sein. Es muss, wenn die Lebensversicherung überhaupt dne 
Anwendung des eben dargelegten Grundgedankens der Ver- 
sicherung sein soll, eine andere, Viele oder Alle bedrohende, 
aber nur Einzelne wirklich treffende Gefahr sein, gegen deren 
Folgen in der Lebensversicherung eine gegenseitige Aus- 
gleichung gesucht wird. 

Die Erfahrung lehrt, dass alle Menschen sterben. Sie 
lehrt aber auch, dass die Menschen in sehr verschiedenen 
Lebensaltern sterben. 

Wäre, wie der Tod selbst allen gemeinsam und gewiss, 
so auch alten Menschen ein gleiches im Voraus bestimmtes 
Lebensalter beschieden, so würde jeder Einzelne die mit seinem 
Leben und Sterben im Zusammenhang stehenden wirthschaft- 
heben Verhältnisse im Voraus sicher und gleichmässig ordnen 
können. Derjenige, welcher seiner Familie eine bestimmte 
Summe hinterlassen will, würde genau und zuverlässig berechnen 
können, wie viel er — und ebenso jeder andere Gleichalterige 

— mit Rücksicht auf die ihm noch zugemessene Lebensdauer 
jedes Jahr zurücklegen muss, um mit Zinsen und Zinseszinsen 
am Todestage die tieabsichtigte Summe angesammelt zu haben. 
Ebenso würde derjenige, welcher über ein bestimmtes Ver- 
mögen zu verfugen hat, genau berechnen können, welchen 
Betrag er jedes Jahr ausser den Zinsen seines jeweiligen 
Kapitals auch noch von diesem selbst zu verzehren hat, um 
mit dem letzten Tage seines Lebens seinen letzten Thaler auf- 
gehen zu lassen. 

Allein so ist es, wie gesagt, nicht. Jener weiss nicht wie 
viel er jedes Jahr zurücklegen muss, um weder seinen An- 
gehörigen zu wenig zu hinterlassen, noch sich unnöthige Ent- 
behrungen aufzuerlegen. Dieser weiss nicht, ob er nicht viel- 
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leicht, indem er sein Kapital selbst angreift, die Quelle seiner 
Einkünfte vor der Zeit aufzehrt, oder ob er nicht, indem er 
sich auf einen geringeren Kapitalverzehr beschränkt, dies nur 
wider seinen Willen zu Gunsten lachender Erben thut. 

Hier tritt nun die Lebensversicherung ein, indem sie dem 
Einzelnen ermöglicht, seine Vermögensverhältnisse so zu 
ordnen, dass die Ungleichheit und Ungewissheit seiner 
individuellen Lebensdauer fiir dieselben wirkungslos 
wird — dass, einerlei ob er früher oder später stirbt, 
derselbe im Voraus bestimmte Erfolg eintritt. 

Ich "komme hiermit — und ohne dass hierüber volle 
Klarheit besteht, ist ein richtiges Verständniss der Lebens- 
versicherung nicht möglich — auf die gewiss an und für sich 
höchst beachtenswerthe erfahrungsmässige Thatsache, dass 
für einen grösseren Kreis von Personen das Absterben 
der Menschen in den verschiedenen Lebensaltern oder, was 
dasselbe ist, die Vertheilung der Todesfälle auf die 
verschiedenen Lebensalter keine willkürliche und zufallige 
ist, sondern nach einem mehr oder weniger bestimmten und 
festen Gesetze, dem sogenannten Sterblichkeitsgesetze, der 
sogenannten Absterbeordnung erfolgt. 

Es ist eine erfahrungsmässig festgestellte Thatsache — 
und es gilt hier nur die Gesetzmässigkeit überhaupt fest- 
zustellen — dass von ich will sagen loooo Menschen eines 
bestimmten Lebensalters in jedem einzelnen späteren Lebens- 
jahre eine gewisse, in dem einen Lebensalter grössere, in dem 
andern Lebensalter kleinere Anzahl abstirbt, so dass also die 
ursprünglich vorhandene Gesammtzaht sich in einem fest- 
stehenden und bekannten Verhältniss von Jahr zu Jahr ver- 
mindert, indem im ersten Jahre so und so viel Prozent, im 
zweiten so und so viel Prozent u. s. w. absterben, bis zuletzt 
an der höchsten dem menschlichen Leben gesetzten Alters- 
grenze auch der Letzte ebenfalls mit Tod abgeht. 

Es ist also, und damit knüpfe ich an das oben Gesagte 
an, für den einzelnen Menschen das Lebensalter, in welchem 
er der Natur seinen Zoll zahlt, nicht zu bestimmen. Wohl 
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aber ist zu bestimmen, wie sich das Absterben innerhalb 
eines grösseren Kreises von Personen gestaltet, wie 
sich innerhalb eines solchen — nach dem sogen. Gesetz der 
grossen 2^hlen — die Todesfälle auf die verschiedenen 
Lebensalter vertheilen. 



Nehmen wir einmal an, dass das Sterblichkeitsgesetz ein 
unbedingt sicheres und genau feststehendes wäre, so dass 
Schwankungen in den Zahlen der auf die einzelnen Lebens- 
alter kommenden Todesfälle nicht einträten. Dann ist klar, dass 
man bis auf Groschen und Pfennig genau berechnen könnte, 
wie viel jeder Einzelne, sei es ein fiir allemal einzuzahlen, sei 
es an periodischen Beiträgen zu leisten hätte, um einen ge- 
- meinschaftlichen auf bestimmte Zinsen und Zinseszinsen an- 
zulegenden Fonds in der Höhe zu bilden, dass aus demselben 
bei jedem einzelnen Todesfalle den Hinterbliebenen des Ab- 
gestorbenen oder irgend welchen sonstigen Personen eine 
gleiche im Voraus bestimmte Geldsumme ausbezahlt werden 
kann. Und zwar mit dem Erfolg, dass mit dem Ableben des 
Langstiebenden der angesammelte Fonds gerade aufgeht, so 
dass also die Einzahlungen aller Betheiligten nebst Zinsen und 
Zinseszinsen sich mit den bei dem Ableben aller Einzelnen 
angezahlten Summen genau ausgleichen. Ebenso Hesse ^ch 
berechnen , welche Jahresrenten aus einem von einer ent- 
sprechenden Anzahl gleichalteriger Personen mittels gleichhoher 
Einlagen gebildeten, auf bestimmte Zinsen und Zinseszinsen an- 
gelegten Fonds allen Einzelnen mit dem Erfolg gegeben werden 
könnten, dass dieser Fonds gerade ausreicht, um dem Längst- 
lebenden noch die Jahresrente für sein letztes Lebensjahr aus- 
zuzahlen, so dass also auch hier die Einzahlungen aller Be- 
theiligten nebst Zinsen und Zinseszinsen sich gegen die 
sämmtlichen daraus zu bezahlenden Renten genau angleichen. 

Allerdings liegt nun die Sache keineswegs so, wie hier 
unterstellt. Das statistische Gesetz, welches die Vertheilui^ 
der Todesfälle auf die verschiedenen Lebensalter regelt, ist 

Renting, Die Gnmdlagei der Lebeu* oicViivig. 2 
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wie alle derartigen statistischen oder richtiger wohl: sozialen 
Gesetze nur innerhalb gewisser Schwankungen bestimmt und 
-konstant. Seine Wirksamkeit hat dnen gewissen Spielraum. 
Ich werde hierauf noch zurückkommen und näher darlegen, 
mittels welcher Einrichtungen diese Schwankungen der Sterb- 
lichkeit neutralisirt werden, es also möglich gemacht wird, 
trotz dieser Schwankungen der Absterbeordnung die Ungleich- 
heit und Ungewissheit der Lebensdauer der einzelnen Menschen 
bezüglich ihrer wirthschaftlichen Folgen auszugleichen. Der 
Grundgedanke der Lebensversicherung wird dadurch nicht 
berührt. Es ist der Gedanke: für eine entsprechend grosse 
Anzahl von Menschen, für welche das Absterben im Ganzen 
sich (annähernd) nach dem Sterblichkeitsgesetze im Voraus be- 
stimmen lässt, dieses für sammtliche Betheiligte sich ergebende 
Gesammtresultat zur Erzielung des beabsichtigten wirth- 
schaftlichen Erfolges für sammtliche einzelne Betheiligte als ein 
einheitliches zu behandeln, zu welchem sammtliche Einzelne 
ohne Rücksicht auf ihre verschiedene und im Voraus 
für den Einzelnen nicht zu bestimmende Lebensdauer 
gleichmässig beisteuern und an welchem sie andererseits auch 
gleichmässig theilnehmen, so dass also — und hierin tritt 
der Gedanke der Versicherung klar hervor — das wirthschaftliche 
Ergebniss für jeden Einzelnen unabhängig ist von seiner 
noch unbestimmten längeren oder kürzeren Lebens- 
dauer, also unabhängig davon, ob ihm oder ob Anderen 
beschieden ist, zu denjenigen zu gehören, welche nach Maass- 
gabe des Sterblichkeitsgesetzes, sei es früher, sei es später, sterben. 

Die Gefahr, richtiger: die Ungewissheit und Ungleichheit, 
gegen welche die Betheiligten in der Lebensversicherung eine 
g^enseitige Ausgleichung bezüglich der wirthschaftlichen Folgen 
suchen, ist also: 

die Ungewissheit wie das Sterblichkeitsgesetz, 
das als solches (für die Vielheit) feststeht, die 
Einzelnen trifft.*) 

*) Es beruht auf einer nicht lutraffenden Auffassung des Sterbliche dU- 
gcseUes, wenn MaUs in seinen >BetiachtungeD Über einige Prägen des Ver- 
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Den Zweck und Grundgedanken der Lebensversicherung 
können wir deoigemäss dahin bezeichnen: 

solche wirthschaftlichen Ergebnisse, welche mit 
der Lebensdauer der Menschen in Beziehungen 

siclieningTeclits' von einem labweicbeiid von der mittleren Lebensdanei: erfol- 
genden Eintritt des Todes« (S. 13) und an einet anderen Stelle von einer 
•DifTerenz der wirklichen X^bensdauer zur wahrscbeiniichen' spricht nnd deni- 
entsprecliend als Zweck der Lebensversiclierang beznchnet >die Gefahr des 
Verrechnens lu venneider. die bei der Ansammlung bestimmter Kapitalien 
durch die Differenz der wirklichen Lebensdauer 2ur wahrscheinlichen entsteht' 
(S. 2J.) In dem Sinn, in welchem hier von mittlerer und wahrschein- 
licher Lebensdauer gesprochen wird, gieht es solche gar nicht. Der 
einzelne Mensch hat weder eine mittlere, noch auch in dem Sinn, 
wie sie hier verstanden ist, eine wahrscheinliche Lebensdauer. Das 
Nähere Über diesen überhaupt werthlosen Beg[riff siehe weiter unten. 

Aber auch fUr den grösseren Personenkreis als solchen wird die Berech- 
nung weder auf die mittlere noch auf die wahrscheinliche Lebensdauer, sondern 
auf die Zahlen der in den einzelnen Jahren Absterbenden und Ueber- 
lebendeii gegrtlndeC. Die Rechnung wird nicht darauf gegründet, dass im 
Durchschnitt die Einzelnen so und so alt werden, snndem darauf, dass nne be- 
stimmte Anzahl zunSchst nur nicht indiTiduell bestimmter Personen dieses, 
eine andere bestimmte Anzahl ein anderes D. $. w, Lebensalter erreichen. Es 
ist also nicht eine mittlere, oder wahrscheinliche Lebensdauer, sondern es ist 
die wirkliche Lebensdauer, welche der Berechnung zu Gmnde gelegt wird. 
Aber nicht die wirkliche Lebensdauer der Einzelnen als solcher, 
sondern der Einzelnen als blosser individuell nicht unterschiedener 
Elemente eines entsprechend grossen Personenkreises. 

Im innigsten Zusammenhang mit dem fraglichen MissverstSndniss und 
zwar als imverm«d1iche Folge desselben steht die nicht zutreffende Bezeichnung 
des einen Elementes der NettoprSmie als eines >Aequivaleots für die vom Ver- 
sicherer zu abernehmende Gefahr, dass die Lebensdauer des Versicherten 
nicht ausreiche, um ans seinen Beiträgen das gewünschte Kapital zu bilden*. 
(Malss L c. S 37.) Ich werde auch hierauf weiter unten zurückkommen. 

Uebrigens möchte ich doch schon an dieser Stelle darauf hinweisen, (auch 
hierauf weide ich zurückkommen) dass auch die Fachmänner selbst sich viel- 
fach von ähnlichen Missveret£ndni5sen nicht freigehalten haben. Ich gehe 
daher gewiss nicht fehl, wenn ich die nicht zutreffende Auflassung von Malss 
auf solche schiefe und irreführende Darlegungen von Fachmännern zurückführe. 

Auch in dem das Wesen der Lel>ensversicherung im Uebrigen sehr gut 
darlegenden und sehr beachtenswerthen Aufsatz von Malss »die Lebensversiche- 
rung« in dessen Zeitschrift für Versicherungsrecht Band II. S. 129 ff. und 125 ff. 
findet sich dieselbe unzutreffende Anpassung des Sterblichk«t%esetzes mit ihren 

2" 
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stehen und welche an und für sich (isolirt) für 
den Einzelnen abhängig von seiner indivi- 
duellen Lebensdauer sind, innerhalb eines 
grösseren Personen kreises gegenseitig auszu- 
gleichen und damit zugleich für die Einzelnen 
unabhängig von ihrer individuellen Lebens- 
dauer zu stellen. 

falschen Folgeningen wieder. Wie selii aber der dort top MaUs ausgesprochene 
Satz, dass >es uazuMsMg ist, dass der Jurist bd der Lebensversichernng von 
ihrem mathematischen Aufbau abseh», mir aus der Seele gesprochen ist, zeigt 
am besten der Inhalt dieses Aufeatzes. Ohne die erforderlichen mathematischen 
Grundlagen stehen alle Untersuchungen Ubei die Probleme des LebensTersiche- 
Tongsrechts so ta sagen in der Luft 
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Die mathematischen Grundlagen der Lebens- 
versicherung. 

Ich habe bereits hervorgehoben, dass das Sterblichkeits- 
gesetz, wie es nur innerhalb entsprechend grosser Personen- 
kreise wirksam wird, so auch innerhalb solcher keine genau 
bestimmte, sondern nur eine annähernd gleiche Verthei- 
lung der Todesfälle auf die verschiedenen Lebensalter 
bezeichnet. 

Ich habe auf der andern Seite bereits darauf hingewiesen, 
dass als Grundlage der auf die Lebensversicherung bezüglichen 
Berechnungen eine solche bloss annähernd gleiche Ver- 
theilung nicht genügen kannj dass wir vielmehr bei denselben 
von der Voraussetzung einer genau bestimmten Verthei- 
lung ausgehen müssen, weiche in fest gegebenen Zahlen 
ausdruckt, wie viele von einer bestimmten ursprünglich vor- 
handenen Anzahl gleichalteriger Personen im ersten, zweiten, 
dritten u. s. w. in allen folgenden Lebensjahren bis zur höch- 
sten dem menschlichen Leben gesteckten Altersgrenze ab- 
sterben. Wir müssen mit einem Worte der Berechnung eine 
zifltermässig bestimmte Absterbeordnung, eine be- 
stimmte Sterblichkeitstafel zu Grunde legen und einst- 
weilen unentschieden lassen, ob die künftigen wirklichen Ergeb- 
nisse mit der der Berechnung zu Grund gelegten Vertheilung 
der Todesfälle auf die verschiedenen Lebensalter übereinstinimen 
werden. 
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Wir betrachten zunächst den einfachsten Fall, die Ka- 
pitalversicherung auf den Todesfall gegen einmalige 
Einzahlung (Mise).*) 

Wir nehmen an: eine genügend grosse Anzahl gleich- 
alteriger Personen tritt zusammen, um mitteb eines gemein- 
schaftlichen, von Allen durch gleichhohe einmalige alsbald 
und jedenfalls auch gleichzeitig einzuzahlende Beiträge 
(Misen) zusammenzuschiessenden Fonds den Hinterbliebenen 
jedes einzelnen Theilnehmers (oder irgendwelchen sonstigen Per- 
sonen oder Zwecken) ohne Rücksicht auf die individuelle Lebens- 
dauer der einzelnen Theilnehmer eine gleichhohe im Voraus 
bestimmte, bei seinem Tode auszuzahlende Summe zu 
Hichern. 

Hier handelt .es sich um eine Ausgleichung der Ver- 
schiedenheit der individuellen Lebensdauer in ihren wirth- 
schaftlichen Folgen nur insoweit, als die jedem Einzelnen 
bei seinem Tode auszuzahlende Summe für alle Theil- 
nehmer dieselbe ist, ohne Rücksicht auf das von der 
individuellen Lebensdauer jedes Einzelnen abhängige 
grössere oder geringere Anwachsen seiner Einzahlung 
mittels der in der Zwischenzeit erzielten Zinsen und 
Zinseszinsen. 

Es ist ohne Weiteres klar, dass der zu diesem Zweck zu- 
sammenzuschtessende Fonds so berechnet sein muss, dass die 
ursprünglichen Einzahlungen sämmtlicher Theilnehmer nebst 
den gesammten in der Zwischenzeit erzielten Zinsen und Zinses- 
zinsen des jeweiligen Bestandes das Gesammtbedürfniss 
decken, also in jedem einzelnen Jahre so oftmal die bei jedem 

*) Es ist allgemein gebrbichlich, bei der Leibrentenversicherung das von 
dem Versidierlen eingezahlte Kapital mit dem Ausdruck Mise zu beieichnen. 
Es li^ kein ersichtlicher Grond vor, diesen Ausdruck auf die Leibrenten- 
Versicherung lu beschränken. Ich bezeichne daher die einmalige Einiah- 
lung des Versicherlen (im Gegensatz zu periodischen Zahlungen, den 
sogenannten Prämien) generell als Mise und möchte vorschlagen, diese Aus- 
druclfStveise allgemein aufzunehmen. Man mag dabei immerhin in einem ei 
«■eiterten Sinne den Ausdruck Prämie für die Zahlungen der Ver- 
sicherten Oberhaupt, also auf der einen Seite der Mise, anf der anderen 
Seite der PrSmien im engeren Sinn, beibehalten. 
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einzelnen Todesfall auszuzahlende Summe gerade decken, als 
auf das betreffende Jahr nach der der Berechnung zu Grunde 
gellten Absterbeordnung Todesfalle kommen.*) 

Nun kommt aber das Jahresbedürfniss des ersten Jahres 
bereits im ersten Jahr, dasjenige des zweiten Jahres erst im 
zweiten, dasjenige des dritten erst im dritten Jahre u. s. w,, 
dasjenige des neunzigsten Jahres erst im neunzigsten Jahr zur 
Auszahlung. Es braucht also bei der Gründung des gemein- 
schaftlichen Fonds zur Deckung eines einzelnen Jahresbedürf- 
nisses statt der ganzen aJsdann zur Auszahlung zu bringenden 
Summe nur derjenige geringere Betrag in den gemein- 
schaftlichen Fonds eingeschossen zu werden, welcher mit seinen 
in der Zwischenzeit aufgewachsenen Zinsen und Zinseszinsen 
die in dem betreffenden Jahre erforderliche Summe bildet, also 
nur derauf die Gegenwart zuriickgerechnete sogenannte gegen- 
wärtige Werth dieser Summe. Dabei darf auch nicht über- 
sehen werden, dass die Todesfalle des einzelnen Jahres sich 
über das ganze Jahr vertheilen, so dass also das betreffende 
Jahr selbst bei der Berechnung dieses g^enwärtigen Werthes 
nicht voll, sondern — unter der Annahme einer gleichmässigen 
Vertheilung der Todesfälle über das ganze Jahr oder doch einer 
gleichartigen Vertheilung auf die beiden Jahreshälften — nur 
zur Hälfte in Rechnung gebracht werden darf. 

Zur Deckung des ersten Jahresbedürfnisses ist also bei der 
Bildung des gemeinschaftlichen Fonds nur derjenige Betrag 

*) Es sind, wenn wir die [vergl. S. I4 Note) snf die einzeliKn Ver- 
sicbernng^jalue kommende Anzahl von Todesfallen fUi das erste Jahr mit t,^ 
(= 1 — 1,), für das iweite mit t, (= 1, — 1,), für das dritte mittj (= Ij — 1,) 
u. a. w. bis lum letzten Jahre, und die in jedem einzelnen Falle auszuzahlende Ver- 
sicherungssumme mit s bezeichnen, im ersten Jahre l,s, im zweiten t,s, im dntten 
tjS etc., im Ganzen also t^s 4- tjS ■+■ tjS + ^^s + u. s. w zu zahlen. 

Uebrigens wird für die Berechnung der Kapitalversichemog bei den meislen, 
wenn nicht bei allen Anstalten das 90. Lebensjahr als die Grenze des mensch- 
lichen Lebens behandelt und erfolgt demgemäss die Auszahlung der Versicherungs- 
summe eventuell im 90. Lebensjahre, also an diejenigen, welche dasselbe er- 
reichen, schon bei ihren Lebzwlen. 

Fdr die Leibrentenversicheriing ist diese Berechnungsweise natürlich nicht 
zulässig, da die Leibrenten auch über diese Altersgraue hinaus zu zahlen sind. 
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einzuzahlen, welcher mit seinen halbjähr^en Zinsen zusammen 
den im Laufe des ersten Jahres zur Auszahlung kommenden 
Betrag ergiebt. Ebenso ist zur Deckung des zweiten Jahres- 
bedürfnisses nur derjenige Betrag erforderlich, welcher mit 
seinen ein- und einhalbjährigen Zinsen und Zinseszinsen diesen 
Betrag ergiebt u. s. w. *) 

*) Es ergiebt sich ako, wenn nir in dieser Vfäse in der in der vorigen 
Nole gebildeten Reihe 

an die Stelle dei einzelnea Jabresbedarfnisse selbst doen jedesmalige, nach der 
bekannten Zinseszinsfonnel k =' — sich berechenden gegenwKitigen Werthe 

q" 

treten lassen, die Reihe: 

^ -t- "T -t- -y -+- -^T- + "■ «■ «■ 

V V V <l' 

Die Summe dieser Reihe ist dann ^ S, d. b. die in der Gegenwart zur 
Deckung aller einzelnen Jahresbedtirfnisse m dem gemeiaschafliichen Fonds 
nnzQicliiesseDde Gesammtsumme. — 

Was insbesondere die genannte Zinseszinsfoimel betrifft, so bezeichnet darin 
k das orsprllnglich vorhandene Kapital, q das VechSltniss, nach welchem der 
jeweilig vorhandene Bestand sich dmch das ZinsertrSgnis eines einzelnen Jahres 
vennehrt (den sogenannten Zinsfuss), n die Anzahl der Jahre, während weichet 
diese Vermehrung durch Zinsen und Zioseszinsen stattfindet, K das nach Ablauf 
dieser Zeit vorhandene, durch das gesammte Zins- und Zinseszinserträgniss der 
Zwischenzeit vermehrte Kapital. 

Die Formel entwickelt sich einfach, wie folgt; 

Das ursprünglich vorhandene Kapital beträgt am Ende eines Jahres ausser 
dem ursprünglich vorhandenen Kapital selbst auch noch die erzielten Jahres- 
zinsen desselben, also beispielsweise bei S pCt. fünf Hundertstel desselben, also 
im Ganzen k (i + 0,05) ^ k x 1,05. Dieser am Anfang des zweiten Jahres 
vorhandene Betrag erhöht sich im zweiten und jedem folgenden Jahre ebenfalli 
wieder in demselben Vethältniss von 1 : 1,05. 

Wir haben also am Ende des zweiten Jahres k. 1,05 >c 1,05 ^ k, 1,05'; 
am Ende des dritten Jahres k. 1,05 x 1,05 x 1,05 = k. 1,05' u. s, w., im n"n Jahre 
k. 1,0511. In gleicher Weise ist bei 4 pCt. das Resultat im nitn Jahre k ■ 1.04°. 
Indem wir den je nach dem wechselnden Zinsfuss wechselnden Bestandtheil der 
Formel (1,05 resp. 1,04 u. s. w.) mit dem allgemeinen Ausdruck q bezeichnen, 
' erhalten wir die Formel : 

K = kq", 
aus welcher sich dann unmittelbar die obige Formel ergiebt: 
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Eioe Summirung dieser sämmtlichen gegenwärtigen (dis- 
kontirten) Werthe der einzelnen Jahresbedürfnisse ergiebt dann 
diejenige Gesammtsumme, welche von den ursprünglich vor- 
handenen Personen zusammenzuschiesscn ist, um aus diesem 
Fonds und seinen jeweiligen Zins- und Zinscszinserträgnissen bei 
jedem einzelnen Todesfall ohne Rücksicht auf die individuelle 
Lebensdauer der Absterbenden die gleiche im Voraus be- 
stimmte Summe zur Auszahlung zu bringen. Diese Gesammt- 
summe braucht also nur noch auf die Gesammtheit der Theil- 
nehmer zu gleichen Theilen ausgeschlagen zu werden, um den 
von jedem einzelnen Theilnehmer zu dem gemeinschaftlichen 
Fonds einz uschiessenden Beitrag zu erhalten. 

Es ergiebt sich dabei aus der Natur der Dinge, dass 
dieser Beitrag im Verhäitniss zu dem versicherten Kapital um 
so höher sein muss, je niedriger der der Berechnung zu 
Grunde gelegte Zinsfuss ist, um so kleiner, je höher dieser 
Zinsfuss ist. 



Ich wende mich zu dem etwas verwickeiteren Falle der 
Kapitalversicherung auf den Todesfall gegen laufende 
Beiträge (sogenannte »Prämien* im engeren Sinn). 

Wir nehmen an: eine genügend grosse Anzahl gleich- 
alteriger Personen tritt zusammen, um mittels gleichhoher 
jährlicher oder sonst periodischer, von jedem einzelnen Theil- 
nehmer während seiner ganzen Lebensdauer fortzusetzender Zah- 
lungen einen gemeinschaftlichen Fonds zu dem Zweck zu bilden, 
um den Hinterbliebenen jedes einzelnen Theilnehmers ohne 
Rücksicht auf seine individuelle Lebensdauer eine 
gleiche, im Voraus bestimmte, bei seinem Tode auszuzahlende 
Summe zu sichern. 

Hier findet also eine Ausgleichung der Verschiedenheit 
der individuellen Lebensdauer der Einzelnen nicht — wie im 
vorigen Falle — bloss insofern statt, als die den Hinter- 
bliebenen jedes Einzelnen auszuzahlende Summe unabhängig 
ist von der sich nach dessen individueller Lebensdauer be- 
stimmenden grösseren oder geringeren Vermehrung seines 
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Einschusses durch Zinsen und Zinseszinsen. Die Aus- 
gleichung dehnt sich hier auch auf die von den Einzelnen 
zu machenden Einschüsse selbst aus, indem hier die 
Bildung des gemeinschaftlichen Fonds auf dem Wege einer 
allmählichen Ansammlung mittels periodischer, an 
sich gleich grosser, aber für jeden einzelnen Beitrags- 
pflichtigen ihrer Dauer nach von seiner individuellen 
Lebensdauer abhängiger Einzahlungen erfolgt, so dass 
also auch die Zahl solcher periodischer Einzahlungen 
jedes Einzelnen von seiner Lebensdauer abhängig ist. 
Die Gesammtsumme der von jedem Einzelnen zu 
machen denEinzahlungen ist also hier unmittelbar abhängig 
von seiner individuellen Lebensdauer; sie ist grösser 
für den länger Lebenden, kleiner für den kürzer Le- 
benden. Die individuelle Lebensdauer, welche für den Ein- 
zelnen das Maass und die Grenze seiner kapitalbildenden 
Kraft bezeichnet, ist hier unmittelbar zum Maassstab ge- 
nommen, nach welchem der Einzelne zur Ansammlung 
des gemeinschaftlichen Fonds herangezogen wird. 



Auch hier ergiebt sich die Berechnung des von jedem 
Einzelnen periodisch (jährlich) zu zahlendoi Betrags, der so- 
genannten Prämie, unter der Voraussetzung einer bestimmten, 
der Berechnung zu Grunde gelegten Absterbeordnung und 
eines bestimmten Zinsfusses aus der Aufgabe selbst. 

Die Absterbeordnung giebt wie die Zahl der in jedem 
einzelnen Jahre Absterbenden, so auch die Zahl der beim 
Beginn desselben von der ursprünglichen Gesammtzaht noch 
vorhandenen Ueberlebenden an. Es ist damit für jedes 
einzelne Jahr unmittelbar auch gegeben, wie oftmal in diesem 
Jahre (beim Beginn desselben) der zu dem gemeinschaftlichen 
Fonds einzuzahlende periodische Beitrag zur Einzahlung 
kommt.*) 

*] Bezeichnen wir die uisprUnglich vorliandene Anzahl mit I, die Zahl der 
das eiste Vecaichetungajahr Ueberlebenden, also in das iweite Jahr Ei'ntrelenden 
mit 1,, die Zabl der das zweite Jahi Ueberlebenden, also in das dritte Jahr 
Eintretendaa mit 1) u, i. w., uod bezeichnen wir ferner den von den jedesmaligen 
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Auf der anderen Seite haben wir bei der Erörterung des 
vorigen Falles, der Kapital Versicherung mit einmaliger Ein- 
zahlung, bereits diejenige Gesammtsumme gefunden, welche 
zu zahlen wäre, wenn der gemeinschaftliche Fonds statt durch 
periodische Beiträge durch einmalige Einzahlungen gebildet 
würde. 

Wir würden also, wenn alle im Laufe der verschiedenen 
Jahre zur Auszahlung kommenden Prämien sofort zur Aus- 
zahlung kämen, diese Summe nur in so viele Theile zu zer- 
legen brauchen, als überhaupt Prämienzahlungen erfolgen. 

Nun kommen aber die in den zweiten, dritten u. s, w. in 
allen folgenden Jahren zur Einzahlung kommenden Prämien 
nicht sofort, sondern erst im Laufe der verschiedenen Jahre 
zur Einzahlung. Die so aufgeschobenen Zahlungen können 
aber eine sofort erfolgende Zahlung nicht ersetzen; sie können 
ihrem Werthe nach einer solchen nicht gleichstehen. Denn 
während jeder sofort eingezahlte Beitrag auch sofort Zinsen 
und (vom nächsten Jahre an) Zinseszinsen liefert, ergeben 
die später erfolgenden Einzahlungen erst von dem späteren 
-Zeitpunkte ihrer Einzahlung ab Zinsen und Zinseszinsen. Die 
späteren Einzahlungen können also überall nur demjenigen 
geringeren Betrag gleichgestellt, also auch nur zu demjenigen 
geringeren Betrag in Rechnung gebracht werden, welcher bis 
zu dem Zeitpunkte der wirklichen Einzahlung mit den damit 
in der Zwischenzeit zu erzielenden Zinsen und Zinseszinsen auf 
den beireffenden Betrag angewachsen sein würde, also nur mit 
ihrem sogenannten gegenwärtigen (diskontirten) Werth. 
Im Zusammenhang damit muss natürlich der Betrag der 
periodischen Beiträge selbst um so viel höhet sich berechnen, 
als nöthig ist, diesen Ausfall an Zinsen und Zinseszinsen wieder 
auszugleichen. 



Ueberlebendm und zwar im Anfang jedes Jahres lu zahlenden gleichen Beitrag 
(die FrMmie) mit p, so ist klar, dass im eisten Jahre Ip, im zweiten l,p, im 
dritten l,p u. s. w., im Ganzen also: 

'P + 1<P + 'sP + laP + u. B.w. 
zur Einzahlung in den gemeinschaftlichen Fonds kommen. 
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Dementsprechend ist die Aufgabe die: jenen bereits {vergl. 
S. 12, 13) ermittelten gegenwärtigen Gesammtwerth aller 
einzelnen Jahresbedürfnisse in der Weisein von den" je- 
weils Ueberlebenden zu zahlende jährliche Beiträge 
zu zerlegen, dass der g^enwärtige Gesammtwerth aller dieser 
periodischen Zahlungen jenem gegenwärtigen Gesammtwerth 
aller einzelnen Jahresbedürfnisse gleichkommt. Die Rechnung 
gestaltet sich also in der Weise, dass wir die Prämie selbst 
vorerst noch als eine unbekannte, erst durch die Rechnung 
selbst zu ermittelnde Grösse in die Rechnung einfuhren. Wir 
haben alsdann ganz geradeso, wie es oben mit den einzelnen 
Jahresbedürfnissen geschehen ist, zunächst die Erträgnisse aller 
einzelnen Jahre mit Hülfe der Zinseszinsrechnung auf ihre gegen- 
wärtigen Werthe zurückzurechnen und dann die Gesammtsumme 
aller dieser gegenwärtigen Werthe zu ziehen. Aus dieser 
Gesammtsumme, welche dem bereits ermittelten gegenwärtigen 
Gesammtwerth aller Jahresbedürfnisse gleich zu stellen ist, er- 
giebt sich dann auf dem W^e direkter Berechnung derjenige 
Betrag, welcher als jährliche Prämie von den jeweilig Ueber- 
lebenden zu dem gemeinschaftlichen Fonds einzuzahlen ist, 
damit aus diesen Beitragen nebst den Zins- und Zinseszins- 
erträgnissen des jeweiligen Bestandes jedem Absterbenden 
ohne Rücksicht auf den Gesammtbetrag seiner 
eigenen, zu dem gemeinschaftlichen Fonds ein- 
gezahlten Beiträge und ihrer Zins- und Zinseszins- 
erträgnisse die gleiche im Voraus bestimmte Summe aus- 
gezahlt werden kann.*} 

*) Wir erhalten also an Stelle der in der vorhe^ehenden Note gebildeten 
Reihe die Reihe und Gleichung: 



woraus sich dann, wenn S [^^ das diskonlirte Cesammtertrligniss s£mmllicher 
Pramieniahlungen) g^eben ist, p {= die jeweils von jedem Versicherten 10 
zahlende Jahreipiämie), oder wenn p gegeben ist, S und daraus dann wieder 
auch s [= das bei jedem Todesfall lu lahlendo Veraichenmgskapilal) berechnen 
lässt (vergl. S. la Note). — 

Bei der Kapitalversicherung mit abgekürzter Prümienzahlung 
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Wir wenden uns zu der Berechnung der Leibrenten- 
versicherung. 

Bei dieser handelt es sich um die Bildung eines gemein- 
schafthcheu Fonds mittels gleicher und jedenfalls auch gleich- 
zdtiger Einlagen, aus welchem sämmtlichen Theilnehmern bis 
zu ihrem Tode ohne Rücksicht auf die individuelle Lebens- 
dauer des Einzelnen eine gleichhohe jährliche Rente ge- 
zahlt werden soll. Hier handelt es sich also, den Zwecken 
dieser Versicherungsart entsprechend, um eine Ausgleichung 
der verschiedenen Lebensdauer der einzelnen Theilnehmer in 
der umgekehrten Richtung wie bei der Kapitalversicherung 
gegen laufende Prämien. Bei dieser sind die Zahlungen 
der einzelnen Theilnehmer zu dem gemeinschaftlichen 
Fonds verschieden Je nach ihrer längeren oder kürzeren 
Lebensdauer^ dagegen sind die Zahlungen aus dem gemein- 
schaftlichen Fonds an die einzelnen Theilnehmer für Alle 



ist die Prämieniablung auf eine im Voraus bestimmte Zeil beschränkt, so daas 
mit dem betiefTenden Zeitpunkt die PrSmienzahlung auf alle Fälle, auch wenn 
der Versicherte diesen Zeitpunkt tlberlebl, aufhört. Bei dieser Versich erungsart 
ist dei der Berechaung zu Grunde liegende Gedankengang derselbe. Die 
FonDel ist also dieselbe, mit dei Abweichung, dass ftli diejenigen Jahre, in 
welchen keine PrSmienzahlungen mehr erfolgen, die entsprechenden AnsKtic 
fortbleiben. 

Bei der Kapitalversicheiung gegen steigende oder faltende 
Pifimien ändert sich die Formel der Aufgabe entsprechend in anderer 
Weise, In jenem Fall nSchst die Prämie von Jahr zu J»hr (vielleicht auch 
erst von einem bestimmten Zeitpunkte an); die ISager Lebenden haben also 
nicht bloss öfter, sondern auch für die späteren Lebensjahre höhere Prtmien- 
sätie zu lahlcD. In dem letzteren Falle venniDdert sich die Prämie von Jahr 
lu Jahr (vielleicht auch erst von einem bestimmten Zeitpunkt an); die länger 
Lebenden haben also, wenn auch öfter, doch für die späteren Jahre geringere 
PrämiensStze zu zahlen. Dem entsprechend sind fUr die verschiedenen Jahre 
die Prtmien nicht zu einem gleichen Betrage (p), sondern zu dem entsprechend 
vermehrten oder verminderten Betrag in Rechnung lu bringen. Beispielsweise 
tritt, wenn die Vermehrung in jedem Jahr a beträgt, an die Stelle von p für das 
zweite Jahr p -<- a, ffir das dritte Jahr p + 2a u. s. w. Ebenso tritt, wenn die 
Verminderung in jedem Jahre a beträgt, an die Stelle von p für das zweite 
Jahr p— a, fUr das dritte Jahr p — za n. s. w. Im Uebr^:en bleibt die Formel 
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dieselben. Bei der Leibrentenversicherung sind umgekehrt die 
Zahlungen der einzelnen Theilnehmer zu dem gemein- 
schaftlichen Fonds für alle dieselben; dagegen sind die 
Zahlungen aus dem gemeinschaftlichen Fonds an die 
einzelnen Theilnehmer verschieden; sie sind ihrer Dauer nach 
für jeden Einzelnen abhängig von seiner individuellen Lebens- 
dauer, also grösser für die läi^er Lebenden, geringer fiir die 
kürzer Lebenden. 

Für die Methode der Berechnung ist es natürlich ganz 
einerlei, ob es sich — wie es bei der Berechnung der Prämien 
der Fall war — um periodische Zahlungen der Versicherten 
handelt, welche die sofortige Einzahlung einer bestimmten zu 
dem gemeinschaftlichen Fonds zusammenzuschiessenden Summe 
ersetzen sollen, oder ob umgekehrt — wie bei der Leibrenten- 
berechnung — periodische Zahlungen in Frage stehen, welche 
durch eine mittels einmaliger Einzahlungen der Versicherten 
zu dem gemeinschaftlichen Fonds zusammenzuschiessende 
Summe ihre Deckung erhalten sollen. Hier wie dort handelt 
es sich um eine Vergleichung periodischer, also auf- 
geschobener und ihrer Zahl nach für jedes einzelne 
Jahr von der Zahl der jeweilig Ueberlebenden ab- 
hängiger Zahlungen mit einer einmaligen gegen- 
wärtigen Zahlung. Der einzige Unterschied dabei ist der, 
dass in jenem früheren Falle, bei der Berechnung der Prämien, 
die durch die Prämien zu ersetzende Gesammtsumme der gegen- 
wäitigen Werthe aller einzelnen Jahresbedürfnisse an auszuzah- 
lenden Versicherungskapitalien bereits gegeben war und daraus 
der Betrag der einzelnen Prämie rechnungsmässig zu ermitteln 
war; hier aber, bei der Leibrentenberechnung (in der Regel 
wenigstens) der Betrag derjenigen einmaligen Einzahlung be- 
rechnet werden sol), welcher einer bestimmten periodischen 
Zahlung, nämlich der zu erwerbenden, ihrem Betrag nach ge- 
gebenen Leibrente entspricht. 

Der der Prämienberechnnng zu Grunde liegende Gedanken- 
gang, wie er oben dargelegt wurde, liegt demgemäss auch der 
Leibrentenberechnung zu Grunde. Eine Abweichung tritt aber 
dabei insofern dn, als bei der Leibrentenberechnung auch die 
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sogenannten Theilrenten in Rechnung zu bringen sind, d, h. 
diejenigen Beträge, welche den im Laufe des Jahres Ab- 
gestorbenen resp. ihren Hinterbliebenen pro rata temporis des 
betreffenden Jahres zu zahlen sind. 

Die Berechnung gestaltet sich also, wie folgt: 

Durch die Absterbeordnung ist für jedes einzelne Lebens- 
Jahr die Zahl der von der ursprünglich vorhanden gewesenen 
Personenzahl noch vorhandenen Ueberlebenden gegeben. Es 
ist damit also auch zugleich für jedes einzelne Jahr die Zahl 
und folgeweise, sobald einmal der Betrag der einzelnen Leib- 
rente bestimmt ist, auch der Gesammtbetrag der in diesem 
speziellen Jahr — am Ende desselben — zur Auszahlung 
■ kommenden vollen Leibrenten gegeben. 

Man braucht also nur dieses spezielle Jahresbedürfniss auf 
seinen gegenwärtigen (diskontirten) Werth zu rück zu rechnen, um 
denjenigen Betrag zu erhalten, welcher heute eingezahlt werden 
muss, um seinerzeit nebst seinen in der Zwischenzeit erzielten 
Zinsen und Zinseszinsen die den Ueberlebenden des betreffen- 
den Jahres auszuzahlenden Leibrenten zu decken. 

Ebenso ist durch die Absterbeordnung (für Jedes einzelne 
Jahr) in der Differenz der Ueberlebenden des vorhergegangenen 
Jahres und derjenigen des betreffenden Jahres selbst auch die 
Zahl der Absterbenden des betreffenden Jahres und folgeweise 
auch die Zahl der in dem betreffenden Jahr auszuzahlenden 
Theilrenten g^eben. 

Was deren Grösse und Zahlungszeiten betrifft, so sind 
dieselben allerdings für die einzelnen Theilrenten verschieden. 
Allein es findet doch nach beiden Richtungen hin unter der 
Voraussetzung einer gleichmässigen Vertheilung der Todes- 
falle über das ganze Jahr oder doch einer gleichartigen 
Vertheilung auf beide Jahreshälften eine Ausgleichung dieser 
Verschiedenheiten in der Weise statt, dass wir bei unserer 
Berechnung die sammtlichen Theilrenten unterschiedslos mit 
je dem halben Betrag der vollen Rente, zahlbar in der 
Mitte des Jahres, in Rechnung bringen können. Damit haben 
wir aber auch für Jedes einzelne Jahr sowohl das Gesammt- 
bedürfniss desselben an Theilrenten, als auch, wenn wir das- 
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selbe auf die Gegenwart zu ruckrechnen, den zur dem nächstigen 
Deckung dieses Bedürfnisses in der Gegenwart erforderlichen 
Betrag. 

Man braucht dann nur noch diese sämmttichen gegen- 
wartigen Werthe der Bedürfnisse der einzelnen Jahre einerseits 
an vollen Renten, andererseits an Theilrenten zu summiren, 
um denjenigen Betrag zu erhalten, welcher zur Bildung des 
gemeinschaftlichen Fonds, aus welchem nebst den Zins- und 
Zinseszinserträgnissen seines jeweiligen Bestandes im Verlauf der 
Zeit alle diese Bedürfnisse bestritten werden sollen, erforder- 
lich ist.*) 

Dieser Gesammtbetrag ist schliesslich noch auf die einzelnen 
Theilnehmer auszuschlagen, um die einmalige Einzahlung (Mise) 
jedes Einzelnen zu dem gemeinschaftlichen Fonds rechnungs- 
mässig festzustellen. 



*) Wenn wie die frOber« Bezeicbnung für die UcberlebcDden (S. 14 
Note) beibehalten, die la berechnende Rente abei mit r bezeichnen, so ist an 
vollen Renten nach Ablauf des ersten Jahres I,r, nach Ablauf des zweiten l,r, 
nach Ablauf des dritten l^r u. s. w. zu tahlen. Es ist femer an Theilrenten 
und zwar jedesmal in der Mitte de> betreffenden Jahres zu zahlen im eisten Jihi 
ir (1—1,), im zweiten Jahr Jr (1,— Ij), im dritten Jahr jr (1,-1,) ». 1. w. 

Bei der Diskontirung dieser sämmtlichen einzelnen JahresbedUrfnUse, 
eineisdts an vollen, andererseits an Thnlrenten auf ihre gegenwärtigen Werthe 
erhallen wir also die Formeh 

s _ '!■ + 'i + 4 + 'ii + + 1' (■-■■) ^_ i' (■.-■■) ^ 

1 q' q' 1* qi ql 

fr 0,-1.) , tJjid.l 
qi ql 

Bei der Berechnung sogenannter aufgeschobener Leibrenten fallen 
natürlich die Elemente der Formel weg, welche sich auf die Zwischenzeit, 
während deren überhaupt keine Leibrenten gezahlt werden, beziehen. 

Bei der Versicherung aufgeschobener Leibrenten ist übrigens auch die andere 
Art der Versicherung, welche bei der Versicherung sofort beginnender Lmb- 
renten der Natur der Sache nach ausgeschlossen ist, diejenige gegen laufende 
Beiträge (Främien im engeren Sinn), möglich. Jn diesem Fall treten an die 
Stelle der einmaligen Einzahlungen (Misen) laufende bis zum entscheidendeo 
Zeitpunkt zu entrichtend« Beiträge, welche ebenso wie die Främien bei der 
Kapitalreracberung berechnet werden. 
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Wir betrachten im Anschluss an die oben (S. lO bis i6) 
besprochene Berechnung der Kapitalversicherung auf den Todes- 
fall, sei es gegen einmalige Einzahlung (Mise), sei es gegen 
laufende Beiträge (Prämien), nunmehr noch kurz die st^enannte 
Aussteuerversicherung, 

Auch bei dieser handelt es sich um eine Kapitalversiche- 
rung, aber nicht auf den Todes-, sondern auf den Lebensfall, 
und zwar ebenialls entweder g^en einmalige Einzahlung 
(Mise) oder gegen laufende Beiträge (Prämien). 

Das versicherte Kapital soll ausgezahlt werden, wenn und 
sobald der Versicherte ein bestimmtes Lebensalter erreicht hat. 
Für den Fall, dass der Versicherte schon früher stirbt, findet 
dagegen die Auszahlung des versicherten Kapitals überhaupt 
nicht statt. 

Hier werden die beabsichtigten wirthsctiaftlichen Ergebnisse 
in noch umfassenderer Weise als bei der gewöhnlichen Kapital- 
versicherung unabhängig gestellt von den eigenen G^en- 
leistungen der Einzelnen. Die Ueberlebenden erben gleichsam 
die von den früher Absterbenden gemachten Einzahlungen, so 
dass den Zwecken der Aussteuerversichemng entsprechend, 
alten in dieser Weise Versicherten die gleiche von ihrem frü- 
heren oder späteren Absterben abhängige Alternative ge- 
stellt ist, entweder eine dem Einsatz gegenüber beträchtliche, 
durch die Leistungen der mittlerweile Verstorbenen vermehrte 
Summe zu erhalten, oder eine verhältnissmässig nicht hohe 
Einbusse zu Gunsten der Ueberlebenden zu erleiden. 

Jenachdem ist übrigens die fragliche Vererbung von den 
früher Absterbenden auf die Ueberlebenden eine umfessendere 
oder beschränktere. Sie bezieht sich jenachdem auf die Ein- 
zahlungen der früher Absterbenden selbst oder, im Fall der 
sogenannten Versicherung gegen Rückgewähr, nur auf 
deren Zins- und Zinseszinserträgnisse in der Zwischenzeit. Die 
Aussteuerversicherung kann nämlich auch in der Weise er- 
folgen, dass auf alle Fälle wenigstens ein Rückersatz der baaren 
Einzahlungen — Jenachdem also der ursprünglichen einmaligen 
Einzahlung oder der sämmtlichen im Lauf der Zeit gezahlten 
Prämien — erfolgt. Hier stehen die Versicherten nur vor der 

Reuling, Die Grundli^^ d«r LtbeiUTerHcheTiiiig- 3 
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Alternative, dass sie entweder, im Falle ihres Eintritts in das 
betreffende Lebensalter, die versicherte Summe und damit 
ausser ihrer eigenen Einzahlung nebst deren Zinsen und 
Zinseszinsen auch noch den auf sie fallenden Antheil aus den 
auf die Ueberlebenden vererbten Zins- und Zinseszinserträgnissen 
der von den früher Abgestorbenen gemachten Einzahlungen 
erhalten, oder dass, im Fall ihres früheren Ablebens, ihre 
Hinterbliebenen zwar ihre eigenen Einzahlungen selbst zurück- 
erhalten, die in der Zwischenzeit daraus erzielten Zinsen und 
Zinseszinsen aber zu Gunsten der Ueberlebenden verloren sind. 
Jenachdem ist aber auch wieder diese auf die Zinsen und 
Zinseszinsen bezügliche Beerbung der früher Absterbenden 
eine umfassendere oder beschränktere. Jenachdem findet näm- 
lich die Rückgewahr an die Hinterbliebenen der vor der Zeit 
Absterbenden alsbald, d. h. mit dem Zeitpunkte ihres Todes, 
statt, oder diese Rückgewähr wird bis zu dem Zeitpunkt 
aufgeschoben, an welchem im Fall des Ueberlebens das 
Kapital fallig geworden wäre. In Jenem Falle verHeren die 
vor der Zeit Absterbenden zu Gunsten der Ueberlebenden nur 
die Zinsen und Zinseszinsen ihrer Einzahlung bis zum Zeit- 
punkte ihres Todes. Im letzteren Falle bezieht sich die Be- 
erbung der früher Absterbenden durch die Ueberlebenden auf 
die gesammten Zinsen und Zinseszinsen bis zu dem späteren 
Zeitpunkte, an welchem im Ueberlebensfall die Auszahlung des 
versicherten Kapitals zu erfolgen gehabt hätte. 

Hiernach ergeben sich also für die beiden Hauptfälle der 
Aussteuerversicherung, derjenigen gegen einmalige Einzahlung 
(Mise) und derjenigen gegen laufende Beiträge (Prämien) je 
drei, im Ganzen also sechs verschiedene Versicherungs weisen. 

Die Berechnung derselben gestaltet sich der Natur der 
Sache nach ganz analog der oben erörterten Berechnung für 
die beiden Arten der Kapitalversicherung, 

Zunächst und auf alle Falle ist die Gesammtsumme der 
in dem entscheidenden Jahre fällig werdenden Versicherungs- 
kapitalien zu decken. Die Zahl derselben ist durch die aus 
der Sterblichkeitstafel sich ergebende Zahl der Ueberlebenden 
des betreffenden Jahres bestimmt, so dass also, wenn der Be- 
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trag des einzelnen versicherten Kapitals gegeben ist, damit 
zugleich auch die Gesammtsumme aller zur Auszahlung kom- 
menden Versicherungskapitalien gegeben ist. Im Fall für die- 
selbe 2^it vorbehaltener, also aufgeschobener Rückgewähr 
tritt hierzu weiter noch die in demselben Jahre fällte Gesammt- 
summe der von den früher abgestorbenen Theilnehmem seiner- 
zeit bezahlten, nunmehr zurückzuvergiitenden, sei es einmaligen 
Einzahlungen, sei es laufenden (bis zum Tode jedes Einzelnen 
gezahlten) Prämien. Für den Fall einer auf den Zeitpunkt des 
Todesbestimmten, also sofortigen Rückgewähr dagegen ver- 
theilt sich diese an die Hinterbliebenen der vor dem entscheiden- 
den Alter bereits Abgestorbenen zurückzu vergütende Gesammt- 
summe der von diesen gemachten Einzahlungen auf die ver- 
schiedenen Jahre bis zur Fälligkeit der Versicherungskapitalien 
selbst und zwar in der Weise, dass in jedem einzelnen 
Jahre so oftmal, sei es die einmalige Einzahlung eines Theil- 
nehmers, sei es die Summe der bis dahin von einem einzelnen 
Theilnehmer gezahlten laufenden Beiträge zurückvei^ütet werden 
muss, als auf das betreffende Jahr Todesfälle kommen. Durch 
eine entsprechende Diskontirung in jenem Falle des einen und 
alleinigen Jahresbedürfnisses des Fälligkeitsjahres, in dem letz- 
teren Falle der verschiedenen Jahresbedürfnisse auf ihre gegen- 
wärtigen Werthe, welche dann im letzteren Falle noch summirt 
werden müssen, ergiebt sich dann der gegenwärtige Werth des 
Gesammtbedürfnisses. Derselbe braucht also nur noch auf 
die sämmtlichen Theilnehmer vertheilt oder für den Fall einer 
Aussteuerversicherung gegen laufende Prämien nach Maassgabe 
der Absterbeordnung — ähnlich wie bei der Prämienberechnung 
für die Kapital Versicherung auf den Todesfall — in gleiche 
laufende Beiträge der jeweils Ueberiebenden aufgelöst zu 
werden, und die Aufgabe ist für alle verschiedenen Arten der 
Aussteuerversicherung gelöst.*) 



") Dem Obigen entsprechend entwickeln sich die Fonneln für die yer- 
»chiedeoen Arten der Aiusteuervo-uclienuig, wie folgt: 
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Wir haben im Vorstehenden die sogenannten Versiche- 
ungen auf einfiiohe Leben betrachtet, d. h, diejenigen 



I. gegen einmalige Einzahlung (Mise) ohne ROckgewähr. 

Wenn wir die Gesammtialil dei Theilaehmer mit I, die Zahl der beim 
Beginn des betretfenden [nt«) Jahres noch Ueberiebenden mit In, die jedem 
auszuisblende Summe mit s und die einmalige Einzahlung jedes Eiiuelnen 



Aus dieser Fonnel berechnet sich dann sehr on^h, nenn s bekannt ist, 
m nnd umgekehrt, wenn m bekannt ist, s. 

3. gegen einmalige Einzahlung mit aufgeschobener Rttck- 
gewähr. 

Hier ist an Versicberungakapitalien derselbe Gesammtbetrag wie bei l ■ 
(Iqs) auszuzahlen. Es tritt aber in diesem Falle hinzu, und zwar gleichzeitig 
zahlbar, die an die frtlher Abgestorbenen bez. deren Hinterbliebene zu ver- 
gütende RUckgewShr, also so oftmal die ursprttngliche Einzahlung eines ein- 
zelnen Theilnehmen, als bis zq dem entscheidenden Zeitpunkt Thrilnehmer ver- 
storben sind, oder, was dasselbe ist, als zu dieser Zeit weniger Personen als 
Ueberlebende vorhanden sind, als ursprUnglkh vorhanden waren. Wir erhalten 
also die Fonnel; 

q" 

3- gegen einmalige Einzahlung mit sofortiger RückgewShr. 

Hier ist ebenfalls wieder an Versicherungskapitalien dieselbe Summe wie 
bä t. EU zahlen, und auch deren gegenwKriiger Werth ist natürlich derselbe 
wie dort. Ausserdem ist aber, wenn wir die Zahl der Ueberiebenden des ersten 
Jahres mit l,, die des zweiten mit 1, u. s. w. bezeichnen, unter der Voraussetzung 
einer gleichmSssigen Veitheilnng der Todesfälle auf das betreuende Jahr oder 
doch einer gleichartigen VertheÜung derselben anf die beiden JahreshiUften 
als gegenwärtiger Werth der in den Teischicdcnen Zeiten zu zahlenden Rllck- 
gew£hren in Rechnung zu bringen 

'-^l für das zweite Jahr: "* ^'',~''* u. s. w. 
Wir erhallen also die Formel: Im = 



ql qf q* q,i 

s sich denn ebenfalls je nachdem m oder s berechnen lisst. 
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Alten der Lebensversicherung, bei welchen die Ansprüche 
und resp. Leistungen der Versicherten lediglich von dem 
früheren oder späteren Ableben einzelner Personen abhängig 
gemacht sind. 



4. gegen Uafende Fiämiea ohn« RUckgewSbr. 

Hier haben wir auf der eben Seite dasselbe Gessinintbeditrfniss wie bei i. 
Aber tm die Stelle einmaligei Eintaliliingen (Hisea) treten laufende Beiträge 
(Prtimien). Wii erhalten dabei die Foimel: 



«oraas sich dann, wenn 5 bekannt ist, p und umgekehrt, wenn p bekannt ist, 
5 berechnen ISsst. 

S- gegen laufende Prämien mit aufgeschobener Rückgevifibr. 

Hier tritt in der unter 4. entwiekeltrai Formel auf der Säte des auf die 
InS 
Gegenwart diskontirten Bedürfnisses noch der g^enwärtige Werth der für 

q" 

die früher Absterbenden zn leistenden RUckgewähr ihrer s£mmtlichen im Laufe 
der Zeit gezahlten Prämien hinzu. Nun haben aber die im ersten Jahr Verstorbenen 
nur einmal, die im »weiten Jahr Verstorbenen iweimal u. s. w., die im letzten 
(n — 1)"^° Jahr n — l mal diese Prämie beiahlt. Es ist daher für die im ersten Jahr 
Absterbenden p (I— l,), für die im zweiten Jahr Absterbenden 3 p (1, — 1,) u. 3. w,, 
lurÖckiUTergüten . 

Wir erhalten also die Formel: 

-^Jl„s + p(I-l.) + 2p(l,-l,) + 3p(l,-M + ... . I 

= Ip 4- ^ + . . . . (wie bei No. 4). 

6. gegen laufende Prämien mit sofortiger RUckgewfihi. 

Hier ist der einiige Unterschied gegenüber No. S, «iass die für die Ab- 
sterbenden der einzelnen Jahre zurück zuvergUtenden Beträge nicht erat im 
nttn Jahre, sondern jedesmal in den betreffenden Todesjahren selbst zur Aus- 
zahlung kommen, also auch nur für die betreffende Zwischenzeit zu diskontiren 
sind. Wir erhalten also, wenn wir bezüglich der Vertheilung der Todesfälle 
innerhalb der «nselnen Jahre von derselben Voraussetzung wie bei 3. ausgehen, 
die Foimel: 



p ('-',) +«p(l.->. 

q* qt 


,1 


_ ip + i£ + . 


. . . Cw[e bei No. 4*. 
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Wir konnten bei diesen Veracherungsarten unsere Be- 
rechnungen unmittelbar an die durch die Sterblichkeitstafel 
gegebene Vertheilung der Todesfälle auf die verschiedenen 
Lebensalter anlehnen. Diese giebt für jedes einzelne Jahr die 
Anzahl der von der ursprünglichen Theilnehmerzahl noch vor- 
handenen Ueberlebenden sowie auf der anderen Seite die 
Anzahl der im Verlauf dieses einzelnen Jahres Absterbenden 
an. Es einlebt sich also hieraus unmittelbar auf der einen 
Seite das Gesammtbedürfniss jedes einzelnen Jahres an 
auszuzahlenden Versicherungssummen oder Leibrenten (bei der 
Aussteuerversicherung Je nachdem auch an Rückgewähren der 
haaren Einzahlungen an die früher Absterbenden), auf der 
andern Seite, bei Versicherungen gegen laufende Beiträge, der 
Gesammtbetrag der in jedem einzelnen Jahr eingezahlten Prämien, 
also das Gesammtertragniss jedes einzelnen Jahres, Wir 
brauchen nur auf der einen Seite die sich so ergebenden Be- 
dürfnisse sämmtlicher einzelnen Jahre, auf der anderen Seite, 
bei der Versicherung g^en laufende Beiträge, die Erträgnisse 
sämmtlicher einzelnen Jahre mittels der Zinseszinsrechnung auf 
ihre gegenwärtigen Werthe zu diskontiren und dann die 
Summen dieser gegenwärtigen Werthe, auf der einen Seite 
aller Jahresbedürfnisse, auf der anderen Seite aller Jahres- 
erträgnisse miteinander zu vei^leichen {einander gleichzusetzen), 
um für bestimmte Versicherungssummen oder Leibrenten die 
entsprechenden einmaligen Einzahlungen (Misen) oder bei 
der Versicherung gegen laufende Beiträge die entsprechenden 
Prämiensätze sowie umgekehrt für bestimmte Misen oder 
Prämiensätze die entsprechenden Versicherungssummen oder 
Leibrenten berechnen zu können. 

Allein diese Berechnungs weise mit den nach der Sterb- 
lichkeitstafel rechnungsmässig zu ermittelnden Bedürfnissen und 
Ertrj^issen der einzelnen Jahre reicht keineswegs zur Be- 
rechnung aller verschiedenen, auf das menschliche Leben be- 
züglichen Versicherungsarten aus. Sie reicht überall da 
nicht aus, wo die Bedürfnisse und Erträgnisse der einzelnen 
Jahre nicht von der Zahl der aus einer gegebenen Zahl ursprüng- 
lich vorhandener Personen jeweils Ueberlebenden und bez. 
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Absterbenden abhängig sind, wo also auch die Berechnung 
ach nicht unmittelbar an die durch die Sterblichkeitstafel ge- 
gebenen Ziffern der jeweils Ueberlebenden und Absterbenden 
anlehnen kann. 

E^ ist dies der Fall bei allen Versicherungen auf 
sogenannte Terbundene Leben. Bei diesen ist die 
Auszahlung der Versicherungssumme oder, bei der Leibrenten- 
versicherung, der Leibrente davon abhängig, dass von zwei 
(oder mehreren) unter einander verbundenen Personen, 
sei es überhaupt eine Person, sei es eine bestimmte Person, jc- 
nachdem vor der anderen stirbt oder diese überlebt. Hier 
haben wir es also mit Ereignissen zu thun, über deren Eintritt 
oder Nichteintrltt auch innerhalb eines entsprechend grossen 
Personenkreises die Absterbeordnung, welche lediglich die Ver- 
theilung der Todesfälle auf die verschiedenen Lebens- 
alter darstellt, an und für sich noch keine Auskunft giebt 
und bezüglich deren also die Sterblichkeitstafel — die ziffer- 
mässige Darstellung der Absterbeordnung — gar nicht ohne 
Weiteres als Grundlage der Berechnung dienen kann. 

Wir müssen demgemass, um die bei den Versicherungen 
für verbundene Leben sich ergebenden Aufgaben überhaupt 
lösen zu können, in Ermangelung einer anderen Rechnungs- 
grundlage und Rechnungsmethode das Gebiet der Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung betreten und an die Stelle einer 
Berechnung mit unmittelbar aus der Sterblichkeitstafel sich 
rechnungsmässig ergebenden Jahresbedürfnissen und Jahres- 
erträgnissen eine Berechnung mit blossen st^nannten Er- 
wartungswerthen treten lassen.*) 



*) Weun EiazeltM wie Bremiker (das Risiko hä Lebensveniclienjngen, 
Berlin 1S59) and Kinkelin (die Elemente der I^bensversicherongsrechnang, 
Basel 1S69) an die Stelle der Wahrsdieinlichkeitsreclmang eine sogenannte 
„Dnrchscliniltsrechntmg" treten lassen und flli den dabei zn Grande gelegten Be- 
giifr des „Dnrchscbnitts" eine leichtere VeistSndlichkeit in Ansprach nehmen, so 
wird dabei übersehen, dass es sich um lakünftige, beiüglich ihres Eintretens 
Ungewisse Ereignisse handelt. Der der Berechnung ax Grunde gelegte sog. 
„Durchschnitt" findet also erst in der Wahrscheinlichkeitsrechnnng 
seine Begründung und Rechtfertigung. Jene Durchschnittsrechnung 
berabt (lIso entweder auf unmativirten und nicht ohne Weiteres lulSssigen 
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Wenn wir von der Wahrscheinlichkeit eines Ereignisses 
sprechen, so verneinen wir damit auf der einen Seite die Ge- 
wissheit seines Eintretens; wir verneinen aber damit zu- 
gleich auch auf der anderen Seite die Gewissheit seines 
Nichteintretens oder, was dasselbe ist, wir bejahen seine 
Möglichkeit Wir haben also da, wo es sich um eine Wahr- 
scheinlichkeit handelt, immer mit Ereignissen zu thun, denen 
andere ebenfalls mögliche Ereignisse gegenüberstehen. 

Allein die Wahrscheinlichkeit drückt nicht bloss diese rein 
negativen Grenzen bezüglich des Eintretens und Nichteintretens 
aus. Sie bezeichnet vielmehr zugleich auch das innerhalb dieser 
Grenzen bald grössere, bald kleinere Maass der Erwartung 
für das Eintreten des betreffenden Ereignisses gegenüber allen 
anderen ebenfalls möglichen Ereignissen. Wir haben also, wenn 
wir die Wahrscheinlichkeit eines Ereignisses bestimmen wollen, 
abzuwägen, wie sich alle in der Zukunft überhaupt mög- 
lichen, an sich betreffs der Wahrscheinlichkeit ihres 
Eintretens gleichstehenden Fälle auf der einen Seite 
auf das betreffende Ereigniss selbst, auf der anderen 
Seite auf alle anderen ebenfalls möglichen Ereignisse 
vertheilen. 

Dementsprechend ist also die Wahrscheinlichkeit eines 
Ereignisses nicht anders als das Verhältniss der dem Er- 
eigniss günstigen Fälle zu allen überhaupt möglichen 
Fällen. Ihr mathematischer Ausdruck ist folgeweise ein 
Bruch, dessen Nenner die Zahl aller überhaupt mc^lichen 
Fälle, dessen Zähler die Zahl aller dem Ereigniss günstigen 
Fälle bildet, und welchem auf der anderen Seite als sogenannte 
entgegengesetzte Wahrscheinlichkeit ein ihn ergänzender 
Bruch gegenübersteht, dessen Nenner ebenfalls durch die Zahl 
aller möglichen Fälle, dessen Zähler aber durch die Zahl aller 
dem Ereigniss ungünstigen Fälle gebildet wird.*) 



UnlerstellmigeD Über dos Eintreflen zukünftiger Ereignisse, oder sie ist die Waht- 
schnnlicbluntuichnung nur unter anderem Namen. 

*) Ist die Zahl der günstigen FSIle deqenigen aller ttberhaDpt möglichen 
FSlle gleich, dann ist die Wahrscheinlichlceit gleich der Einheit, d. h. du Ein- 
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speziell in ihrer Anwendung auf das menschliche Leben 
gestaltet sich die Wahrscheinlichkeit zu den speziellen Be- 
griffen der Lebenswahrscheinlichkeit auf der einen, der 
Sterbenswahrscheinlichkeit auf der anderen Seite. Sie 
bezeichnen das Maass der Erwartung, welches innerhalb eines 
entsprechend grossen Personenkreises und abgesehen 
von den innerhalb eines solchen sich gegenseitig aus- 
gleichenden individuellen Verschiedenheiten der ein- 
zelne Mensch hat, auf der einen Seite ein gewisses Lebens- 
alter zu erreichen, oder, was dasselbe ist, das vorhergehende 
Lebensalter zu überleben, auf der anderen Seite bis zu einem 
gewissen Lebensalter oder je nachdem auch speziell innerhalb 
einer bestimmten, enger begrenzten Lebensperiode abzusterben. 

Wir haben, wenn wir die Lebenswahrscheinlichkeit 
eines einzelnen Menschen innerhalb eines grösseren Personen- 
kreises — denn nur innerhalb eines solchen kann überhaupt 
von einer solchen Wahrscheinlichkeit die Rede sein — be- 



treten eines günstigen Falles und damit des betreifenden Ereignisses selbst ist 
gewiss. Ist die Zahl der ungünstigen Fülle derjenigen aller Qberbaupt mög- 
lichen Fälle gleich, dann ist die Wahrscheinlichkeit gleich Null, d. h. das Ein- 
treten eines ungünstigen Falles ist gewiss, da» betreffende Ereigniss ist 
unmöglich. Innerhalb dieser Grenzen bewegt sich die Wahncheinlichkeit, 
indem sie mit der steigenden Zahl der günstigen Fälle sich erhöht, mit der 
Zahl der überhaupt möglichen Fälle sieb vermindert. Auch diese Betrachtung 
bestätigt also, dass der mathematische Ausdruck der Wahrscheinlichkeit der 
Bruch der Zahl der günstigen Fälle in die Zahl der überhaupt möglichen 
Fälle isL 

Die Wahrscheinlichkeit, i, B. bei einem Wurfe mit einem sechsseitigen 
Würfel, dessen verschiedene Seiten mit den Ziffern von ems bis sechs bezeichnet 
sind, überhanpt eine dieser ZifFern zu werfen, ist f ^ l. Denn alle sechs 
mißlichen Fälle sind zugleich auch günstig; das Ereigniss ist also gewiss. Die 
Wahrscheinlichkeit, statt dessen eine andere Ziffer, z. B. neun zu werfen, ist 
J = o. Denn von allen sechs möglichen Fällen ist kein einziges gHnstig, das 
Ereigniss ist also unmöglich. Die Wahrscheinlichkeit, von den genannten 
Ziffern eine einzelne bestimmte Ziffer, z. B. vier zu werfen, ist ^; denn von 
allen sechs möglichen Fällen ist nur ein einziger gUnstig. Die Wahrscheinlich- 
keit, entweder eine bestimmte Zahl oder eine andere bestimmte Zahl, z. B. drei 
oder vier zu werfen, ist g; denn von allen sechs möglichen Fällen sind zwei 
günstig u. s. w. 
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stimmen wollen,*) auf der einen Seite die Gesammtzahl aller 
Derjenigen, welche nach Maassgabe der die Vertheilung der 
Todesfälle auf die verschiedenen Lebensalter ziffermässig aus- 
drückenden Sterblichkeitstafel entweder den betreffenden Zeit- 
punkt erleben können, oder, was dasselbe ist, in die folgende 

*) Wie bereits im Text hervorgehoben, kann von einer Lebens« und 
Sterbenswahisclieinlichkeit immer nnr mit Rücksicht auf einen bestimmten zu- 
künftigen Zeitpunkt, also auf ein bestimmtes spSteies Lebensalter, gesprochen 
werden, für welches die Erwartung des Erlebens und die Erwartung des Nicht- 
erlebens gegeneinander abgewogen werden sollen. 

Die oben (Seite 7 Note) erwähnte sogenannte wahrscheinliche 
Lebensdauer dagegen beznchnet dasjenige LebensaUer, für welches die Er- 
wartung des Erlebens auf der nnen Seite, des Nichterlebens auf der anderen 
Seite gleich gross, diese beiden WahrscheinhchkeiCen also je ^^ j^ sind. Sie ist 
für alle hier in Frage stehenden Aufgaben ohne jegliches Interesse und 
überhaupt, man kann sagen ein völlig werthloser Begriff, während die so- 
genannte mittlere Lebensdauer fSr die vergleichende Statistik von Wichtig- 
kdt ist. 

Die wabrscheinliche Lebensdauer würde Werth haben, wenn z. 6. der 
Werth eines Alimentenlegats nach dem Maasse der wahrscheinlichen Lebens- 
dauer des Bedachten zu berechnen würe, wenn die Todeszeit eines Ver- 
scholtenen nach dessen wahrscheinlicher Lebensdauer bemessen würde und dergL 
Allein in keinem menschlichen VerhKltniss wird die in dem bezeichneten 
speziellen Sinne sogenannte „wahrscheinliche" I^bensdauer als wirkliche 
Lebensdauer eines Menschen fingirt oder auch nur vermulhel nnd dies ans 
guten Gründen. ZunSchst ist es sehr unwahrscheinlich, dass ein Mensch 
za diesem speziellen Zeilpunkt stirbt; es ist unvergleichlich weniger 
wahrscheinlich, als dass er zu einer anderen Zeit, sei es fräher, sei es spiter, 
stirbt. Aber auch ganz abgesehen hiervon, so ist es — die Anwendbarkeit 
dieses Begriffs auf einen einzelnen Menschen (isolirt) unterstellt, nicht zu- 
gegeben — nicht einmal im Geringsten wahrscheinlicher, dass z. B. ein 
Verschollener bis zu dem betreffenden Zeitpunkt gestorben ist, als 
dass er denselben aberlebt hat. Es ist also in der wahrscheinlichen 
Lebensdauer nicht einmal irgend welcher Anhaltspunkt zu einer leinen piaesumtio 
hominis dafür gegeben, dass der Verschollene bis zu diesem Zeitpunkt bereits 
verstorben ist. 

Man sieht also, der ganze Begriff der „wahrscheinlichen" Lebensdauer bat 
nach keiner Richtung hin ein sachliches Interesse. Er ist nur geeignet, wofür 
zahlreiche Belege beigebracht weiden könnten, die Begriffe zu verwirren. Auch 
der sonst klare und durchdachte Aufsatz von Meyer, Die mittlere Lebensdaner 
(in Hildebrandta Jahrbüchern fllr Nationalökonomie und Statistik VIU 1 fT.) 
giebt nach dieser Richtung hin zu Ausstellungen Anlass. 
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Lebensperiode als sogenannte Uebcriebende eintreten können, 
oder vor derselben bereits absterben können. Wir haben auf 
der anderen Seite die Zahl Derjenigen, welche nach Maas^abe 
der der Berechnung zu Grunde gelegten Sterblichkeitstafel aus 
jener Gesammtzahl aller ursprunglich vorhandenen Personen 
den betreffenden Zeitpunkt erleben, also in die folgende Lebens- 
periode als Ueberlebende eintreten. 

Dementsprechend haben wir also in dem Verhältniss dieser 
letzteren Zahl der Ueberlebenden zur Gesammtzahl aller ur- 
sprünglich vorhandenen Personen die Wahrscheinlichkeit, d. h. 
das Maass der Erwartung für jeden Einzelnen jenen Zeitpunkt zu 
erleben, also in die betreffende neue Lebensperiode als Ueber- 
lebender einzutreten. Die Lebenswahrscheinlichkeit selbst ist 
folgeweise nichts Anderes als dieses Verhältniss; sie ist mathe- 
matisch ausgedrückt der Bruch der Zahl der Ueberlebenden 
des betreffenden Lebensalters in die Gesammtzahl der ursprüng- 
lich vorhandenen Personen. 

Ebenso ist auf der anderen Seite die Sterbenswahr- 
scheinlichkeit als st^nannte entgegengesetzte Wahrschein- 
lichkeit nichts Anderes als das Verhältniss der bis zu dem 
betreffenden Zeitpunkt Absterbenden zu der Gesammtzalü der 
ursprünglich vorhandenen Personen. Sie ist also der jenen 
Bruch (die Lebenswahrscheinlichkeit) auf die Einheit ergänzende 
Bruch jener Zahl in diese.*) 

*) Wenn wir die aisprUnglich VDrliandene Fersonenzah! 1, die Zabl der 
das nächstfolgende, iweitfolgende n.s.w. n« Jahr Ueberlebenden mit 1,, 1, .... 
In bezeichneo, so ist die Wahrscheinlichkeit daserate (nichstfolgende), zweite ■ . . . 
nK Jahr zu überleben 

r 1 1 

Ganz in derselben Weise Ut die Wahiscb«nlichkeit, bis zum Ablauf des 
ersten, zwäten u. s. v. n*«" Jahrs za sterben 

1^1. 1-1, l-'n 

1 ' 1 1 ■ 

Uebrigens ist, strcDg genommen, die obige allgemein übliche Entwickelang 
der Lebens- und Sterbenswahrscheinlichheit nk^t ganz schlüssig. Diese sind, 
was merkwürdiger Weise bisher Übersehen worden :u sein scheint, nicht 
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Allein auch mit solchen einfachen Lebens- und Sterbens- 
wahrscheinlichkeiten reichen wir bei den Versicherungen auf 
verbundene Leben nicht aus. Bei diesen hängt die Zahlung 
der versicherten Summe oder Leibrente sowie auf der anderen 
Seite, im Falle einer Versicherung gegen laufende Prämien, 
auch die Zahlung dieser, nicht von dem Leben und Sterben 
eines einzelnen Menschen ab, sondern von gewissen, je nach 
den verschiedenen Zwecken der Versicherung verschieden sich 
gestaltenden gegenseitigen Beziehungen des Lebens und 
Sterbens der mehreren untereinander verbundenen 
Personen, 

So soll bei der Kapitalversicherung auf verbundene 
Leben das versicherte Kapital jenachdem beim Tode des 
zuerst Sterbenden oder des zuletzt Sterbenden fallig 
werden; es soll bei der sogenannten einseitigen Ueber- 
lebensversicherung sogar nur unter der Voraussetzung 
zur Auszahlung kommen, dass von den verbundenen Personen 
eine bestimmte Person die andere (bez. die anderen) überlebt. 
Ebenso ist bei der Leibrentenversicherung auf ver- 
bundene Leben z. B. bei der sogenannten Witt wen- 
pensionsversicherung die Zahlung der Leibrente nicht bloss 
auf der einen Seite bezüglich ihrer Fortdauer abhängig von 

unmittelbar durch das Verhiltnisb der Zahlen der Ueberlebenden bei. Absterbenden 
zur Gesammlzahl der ursprünglich vorhandenen Personen gegeben. Vielmehr 
sind als iitiiögliche Fälle" zu setzen alle möglichen Fälle, wie sich ans 
der ursprünglichen Gesammtzahl ein entsprechend verminderter 
Personenkreis bilden lässt; als günstige Fälle sind aile diejenigen in dieser 
Weise verminderten Fersonenkreise za setzen, in welchen eine einzelne Person zu 
den Ueberlebenden gehört Wir erhalten damit als Lebenawahrächeinlichkeit 
das VerhäUniss der Zahl der Kombinationen von (1 — l) auf (li^ ll 
zur Zahl der Kombinationen von 1 auf 1,. Allerdings ergiebt sich, wenn 
wir die betreffende Formel entwickeln, 

(l-il Cll,-i) _ _1^ 

(l) c (1.) 1 • 

Nichtsdestoweniger liegt der Üblichen Entwickelung der Lebenswahrscheinlicbkeit 
kein völlig schlüssiger Gedankengang in Grunde. 

[Weiteres siebe in der Vorbemerkung S. VI If,] 
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dem ebenen Fortleben der begünstigten Person, sie ist 
auf der anderen Seite bezüglich ihres Beginnes auch ab- 
hängig von dem vorher erfolgten Tode der anderen 
Person und ist demgemäss jedenfalb auch dadurch bedingt, 
dass jene diese überlebt. 

Ganz in derselben Wdse ist fast in allen Fällen auch die 
Zahlung der Prämie abhängig von dem gleichzeitigen Fort- 
leben der mehreren untereinander verbundenen Personen. Denn 
bei solchen Versicherungen auf verbundene Leben ist (von ganz 
eigenthümlich gestalteten Fällen wie die Kapitalversicherung auf 
den Tod des Längstlebenden — wohl der einzige Fall dieser 
Art — abgesehen) mit dem Tode des Erstverstorbenen ent- 
weder der betreffende Anspruch bereits wirksam geworden 
(z. B. bei der gegenseitigen Ueberlebensversichening , bei 
der Wittwenpensions -Versicherung im Fall des Todes des 
Mannes u. s. w.), so dass es einer weiteren Prämienzahlung 
überhaupt nicht mehr bedarf, oder der Anspruch auf die ver 
sicherte Summe oder Rente ist infolge des früheren Absterbens 
der einseitig begünstigten Person (z. B, bei der einseitigen 
Ueberlebensversicherung im Fall des Todes Desjenigen, zu 
dessen Gunsten die Versicherung al^eschlossen war; bei der 
Wittwenpensions-Versicherung im Fall des Todes der Frau) 
bereits definitiv erledigt, so dass eine weitere Prämienzahlung 
kein Interesse mehr haben könnte. 

Bm allen Versicherungen auf verbundene Leben 
haben wir es also mit sogenannten kombinirten Wahr- 
scheinlichkeiten zu thun, d. h. mit Wahrscheinlichkeiten, 
welche sich auf das Zusammentreffen mehrerer an sich 
selbst mehr oder weniger wahrscheinlicher Ereignisse 
beziehen. 

Und zwar gestalten sich solche kombinirten Wahrschein- 
lichkeiten der Natur der Sache nach in folgender Weise. 

Was zunächst die Gesammtzahl aller möglichen Fälle betrifft, 
so kann mit jedem möglichen Fall des Eintreffens oder Nicht- 
eintreffens des einen Ereignisses jeder mögliche Fall des Ein- 
treffens oder Nichteintreffens des kombinirten anderen Ereig- 
nisses zusammentreffen. Die Gesammtzahl aller überhaupt 
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mißlichen Fälle ist also für den Fall einer kombinirten Wahr- 
scheinlichkeit nichts Anderes als das Produkt aus den Zahlen 
sammtlicher den betreffenden einzelnen Ereignissen isolirt ent- 
sprechenden möglichen Fälle. In gleicher Weise ist die Zahl 
aller günstigen Fälle dadurch gegeben, dass mit jedem günstigen 
Fall bezüglich des einen Ereignisses Jeder gunstige Fall be- 
züglich des anderen Ereignisses zusammentreffen kann. Also 
auch die Zahl der günstigen Fälle fiir das Zusammentreffen 
beider Ereignisse ist ein Produkt und zwar aus den Zahlen 
der für die betreffenden einzelnen Ereignisse isolirt günstigen 
Fälle. Die kombinirte Wahrscheinlichkeit selbst ist also eben- 
falls nichts Anderes ab ein Produkt. Und zwar das Produkt 
der isolirten Wahrscheinlichkeiten derjenigen Ereignisse, um 
deren Zusammentreffen es sich dabd handelt.*) 



*) Die Wshrsi:liein1[chkei[ bei einem Worfe mit zwei Worfeln der oben 
beschriebenen Art zusunmen la zn werfen ist 

i • 4 = iSi- 

Im Garnen sind 36 Falle möglich, da mit jeder möglichen Ziffer des 
einen Würfels jede mögliche Ziffer des andern Würfels lusunmentreffen kum. 
Von diesen möglichen Fällen ist aber nnr ein einiiget günstig. Nur dann, 
wenn die Ziffer 6 des einen Würfels mit der Ziffer 6 des anderen Würfels xa- 
sammentrifFl, ist im Ganzen 12 geworfen. 

Ebenso ist, wenn wir bezüglich der einen Person die frühere Beseichnmig 
(1, 1,, 1, u. s. w.) beibehalten, bezüglich der anderen Person aber mit RUcksicbt 
»nf etwaige Verschiedenheiten des Geschlechts, des Altera u. s. w. die ent- 
sprechenden Zahlen mit w, w,, Wj u. s. w. bezeichnen, die Wahrscheblichkeil 
für zwei verbondene Leben das erste Jahr zusammen zu Überleben kombinirt 
aus der Wahrscheinlichkeit dieses Ueberlebens für die eine Person ^ —^ 
und der gleichartigen Wahrscheinlichkeit für die andere Person ^ — '-, abo 



Die Wahrscheinlichkdl, dass von zwei verbundenen Personen (A nnd B) 

! eine (A) im ersten Jahre stirbt, die andere (B) dieses Jahr überlebt, 

in gleicher Weise kombinirt ans der Wahrscheinlichkeit, dass jene (A) 

diesem Jahre stirbt = — — i- und der Wahrscheinlichkeit, dass die 
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Im engsten Zusammenhang mit dem Begriffe der Wahr- 
scheinlichkeit steht der Begriff des sogenannten Erwartungs- 
werths d. h. desjenigen Werthes, welchen eine ihrem Betrag 
nach bestimmte, aber ungewisse Zahlung mit Rücksicht auf die 
grössere oder geringere Wahrscheinlichkeit der Zahlung hat. 
Er bezeichnet also nichts Anderes als das Verhältniss, in welchem 
sich der Werth einer solchen ungewissen Geldzahlung je 
nach der grösseren oder geringeren Wahrscheinlichkeit der 
Zahlung gegenüber dem Werthe einer gewissen Geldzahlung 
gleichen Betrags verringert. 

Mit anderen Worten: der Erwartungswerth ist, mathe- 
matisch ausgedriickt, das Produkt aus der Summe selbst und 
der Wahrscheinlichkeit ihrer Zahlung, 

Aus dieser Begriffsbestimmung ergiebt sich schon ganz 
von selbst, dass es bei allen Berechnungen, bei welchen solche 
Erwartungswerthe überhaupt in Frage kommen, für das schliess- 
liche Resultat ganz gleichgültig ist, ob man der Berechnung die 
wirklich erfolgenden Zahlungen ihrem vollen Betrage 
nach oder ob man derselben die Erwartungswerthe aller 
möglichen Zahlungen zu Grunde legt. Im letzteren Falle 
reduziren wir auf der einen Seite die einzelnen Zahlungen nach 
dem Verhältniss ihrer jedesmaligen Wahrscheinlichkeit; auf der 
anderen Seite kommen aber diese Zahlungen auch wieder ganz 
in demselben Verhältniss öfter in Rechnung, Diese letzte Rech- 
nungsmethode muss also zu ganz denselben Ei^ebnissen führen 



Beides zusammentrifft, ist also - 



andere (B) das Jahr überlebt ^ — -. Die kombinirte Wahrscheinlichkeit, dass 

1 — 1, Wj 

1 ' w " 

Die Wahrscheinlichkeit dagegen, dass von diesen beiden verbundenea 
Personen überhaupt eine (A oder B) in dem ersten Jahre stirbt, die andere aber 
(je nachdem B oder Aj dasselbe überlebt, zerlegt sich in zwei kombinirte 
Wahrscheinlichkeiten, nämlich in die Wahrscheinlichkeit, dass die eine (A) in 
diesem Jahre stirbt und die andere (B) das Jahr überlebt und in die weitere 
Wahrscheinlichkeit, dass diese (B) in diesem Jahre stirbt und jene (A) das Jaht 
überlebt. Jene Wahrscheinlichkeit ist also die Summe dieser beiden kümbinirten 
Wahrscheinlichkeiten, nämlich — !- • — — -f- — J— - 1-_ 
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wie jene Rechnungsmetliode. Ihre Ergebnisse können keine 
verschiedenen sein, und eben deshalb tritt diese Berechnungs- 
weise mit blossen Erwartungswerthen jener anderen Berechnungs- 
weise als eine theoretisch und praktisch gleichberechtigte 
Methode zur Seite.*} 

Wir hätten also, wie sich aus dem Voigetrs^enen ergiebt, 
schon bei der Erörterung der Versicherungen auf einfache 
Leben die aus der Absterbeordnung (Sterblichkeitstafel) für 
jede einzelne der ursprünglich vorhandenen Personen sich für 
die einzelnen Jahre ergebenden Lebens- und Sterbewahrschein- 
lichkeiten und die sich danach berechnenden Erwartungswerthe 
aller möglichen an eine einzelne Person zu zahlenden 
Versicherungskapitalien, Leibrenten u. s. w,, sowie auf der 
anderen Seite aller möglichen von einer einzelnen Person 
zu zahlenden laufenden Beiträge (Prämien) zur Grundlage 
unserer Berechnung nehmen können. Diese veränderte, auf 
beiden Seiten nicht mit wirklichen, sondern mit mißlichen 
Zahlungen und den sich für dieselben je nach ihrer Wahr- 
scheinlichkeit ergebenden Erwartungswerthen rechnende Be- 
rechnungsweise wäre nicht minder theoretisch richtig gewesen 
und hatte praktisch zu keinen anderen Ergebnissen gefuhrt, 
als die oben bei der Erörterung der Versicherungen auf 
einfache I^ben gewählte Berechnungsweise. Nur bedurften 
wir dort dieser komplizirteren Berechnungsweise um deswillen 

*) Es ist, um als Beispiel die KapiUlvenicherung auf den Todesfall zu 
nehmen (siehe die Noten S. ii und iz), ganz eineila, ob man die Summe s 
so oftmal in Reclinang bringt, als sie wirklich gezahlt wiid, also ftti das erste Jahr 
tj (>=1 — 1,] mal, oder ob man dieselbe so oftmal als überhaupt mägliche Zahlungs- 
lülle gegeben sind, also 1 mal, in jedem einzelnen Fall aber nur mit dem be- 
treffenden Erwartungswerth -p s ( ^ -^- — - 3 ) in Rechnung bringt. Im ersten 
Fall kommt die Gesammtleistang fUr das erste Jahr, entsprechend der Zahl 
dar Absterbenden des ersten Jahre«, mit t,s in Rechnung. Im letzteren 
Fall kommt die Leistung ftu jede eimelne der unprflnglich vorhandenen 
Personen , aber für jede nnr korobinirt mit der Wahrschemlichkeit ihres 
Absterbens im ersten Jahr, also immer nur mit -~ a, für die Gesammiheit 

alle» ursprünglich voihandenen Personen, also mit I X -J— ^ tjS in Rechnung. 
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nicht, weil wir überall der Natur der Aufgabe entsprechend 
die durch die Sterblichkeitstabelle gegebenen Zahlen der 
jeweils Absterbenden und jeweils Ueberlebendcn selbst zur 
Grundlage der Berechnung nehmen konnten, also statt 
blosser Erwartungswerthe für jedes einzelne Jahr die 
wirklichen (rechnungsmässig wirklichen) Bedürfnisse 
sowohl als Erträgnisse dieses Jahres unmittelbar in Rechnung 
stellen konnten. 

Bei der Berechnung der Versicherungen fiär verbundene 
Leben sind wir, wie bereits hervoi^ehoben wurde, auf diese 
verwickeitere Berechnungsweise mit blossen Erwartungswerthen 
angewiesen. Es liegen hier für das gegenseitige Verhältniss 
des Absterbens und Ueberlebens der untereinander verbun- 
denen Personen keine unmittelbar beobachteten Zahlen vor, 
welche wir unserer Berechnung hier in gleicher Weise, wie es 
dort geschehen ist, zu Grunde legen könnten. 

Wir können also die hier sich ergebenden Aufgaben nur 
lösen, indem wir mittels einer Kombination der für die ein- 
zelnen verbundenen Leben sich aus der Sterblichkeitstafel er- 
gebenden Sterbens- und Lebenswahrscheinlichkeiten die be- 
treffenden Wahrscheinlichkeiten für die verbundenen Leben 
als solche gewinnen und mit Hülfe dieser kombinirten Wahr- 
scheinlichkeiten alle einzelnen in Rechnung zu bringenden 
Zahlungen auf ihre betreffenden Erwartungswerthe zurückfuhren. 

Die Eerechnungs weise der Kapitalversicherung auf 
den ersten Todesfall für zwei verbundene Leben gegen 
einmalige Einzahlung sowohl als gegen laufende Prämien 
mag dies näher erläutern. 

Nehmen wir an, eine entsprechend grosse Anzahl Ehe- 
paare, von denen auf der einen Seite sammtliche Männer ein 
bestimmtes Alter haben, z. B. 30 Jahre alt sind, auf der 
anderen Seite sammtliche Frauen ebenfalls ein bestimmtes 
Alter haben, z. B. 25 Jahre alt sind, wollen durch gemein- 
schaftliche gleichhohe Einzahlungen einen gemeinschaftlichen 
Fonds bilden, aus welchem bei jedem Tode eines Ehegatten 
dessen überlebendem Ehegatten eine gleiche im Voraus be- 
stimmte Summe ausgezahlt werden soll. 

RcuIiDS, Die GruDdlagen dei Lcbenivenicheruig. 4 
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Es ist in diesem Fall klar, dass diese Summe im Laufe 
jedes einzelnen hierbei in Betracht kommenden Jahres bis zur 
Trennung des am längsten zusammenlebenden Ehepaares durch 
den Tod des erstversterbenden Ehegatten so oftmal zur Aus- 
zahlung kommen muss, als in dem betreffenden Jahre von den 
beim Beginn desselben noch vorhandenen oder, was dasselbe 
ist, das vorhergegangene Jahr gemeinschaftlich überlebenden 
Ehepaaren ein Ehegatte entweder allein, mit Hinterlassung des 
anderen Ehegatten, oder mit dem anderen in demselben Jahre 
ebenfalls absterbenden Ehegatten verstirbt, während natürlich 
die bereits abgefundenen Wittwen und Wittwer schon früher 
verstorbener Männer und Frauen nicht mehr in Rechnung 
kommen. 

Für das einzelne Ehepaar, für welches der gestellten Auf- 
gabe entsprechend die Zahlung der versicherten Summe 
überhaupt gewiss, die Zeit dieser Zahlung aber unbe- 
stimmt ist, gestaltet sich diese Gewissheit der Zahlung über- 
haupt für die einzelnen hierbei in Betracht kommenden 
Jahre zu einer bald grösseren, bald geringeren Wahrscheinlich- 
keit der Zahlung, je nach der bald grösseren, bald geringeren 
Wahrscheinlichkeit dafür, dass beide Ehegatten das betref- 
fende Jahr erleben und dass dann, sei es ein, sei es beide 
Ehegatten zusammen in dem betreffenden Jahre ab- 
sterben. Diese Wahrscheinlichkeit der Zahlung für das einzelne 
Jahr bestimmt dann zugleich auch den bald grösseren, bald 
geringeren Erwartungswerth, welchen die auf das betreffende 
Jahr eventuell fallende Zahlung der versicherten Summe hat. 
Und zwar müssen diese Erwartungswerthe der Natur der Sache 
nach in demselben Verhältniss zueinander stehen, in welchem 
sich die Gewissheit der Zahlung der versicherten Summe aus dem 
gemeinschafllichen Fonds in einem dieser Jahre erwartungsmässig 
auf die einzelnen Jahre vertheilt. Die in dieser Weise be- 
rechneten Erwartungswerthe brauchen wir dann nur noch mit 
Rücksicht auf die Zeit der Zahlung und die davon abhängigen 
Zinserträgnisse der Zwischenzeit auf ihre gegenwärtigen Werthe 
zu diskontiren, um in der Summe aller dieser auf die Gegen- 
wart diskontirten Erwartungswerthe denjenigen Betrag zu er- 
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halten, welchen jedes einzelne Ehepaar als einmalige Ein- 
zahlung in jenen gemeinschaftlichen Fonds einzuzahlen hat.*) 
Wir wenden uns zu dem Fall der Versicherung gegen 
laufende Beiträge (Prämien in engerem Sinn), In diesem 

*) Dem Obigen entsprechend, ist lunächst die Wahrscheinlichkeit fest- 
lUStellen, welche das einzelne Ehepaar hat, das erste, zweite, dritte o, s. w. Jahr 
zu überleben. Diese Wahrscheinlichkeit ist natürlich keine andere als die 
Wahrscbeinüchkeit dafUr, dass der eine Ehegatte <ias belrelTende Jabr überlebt, 
kombinirt mit der Wahrscheinlichkeit, dass der andere Ehegatte dasselbe überlebt. 
Bezeichnen wir die Zahl der überlebenden Männer aus der ursprünglichen 
Za.hl 1 mit 1,, 1,, 1, ... . und die Zahl der übeilebetiden Frauen aus der 
ursprSnglichen Zahl w mit w,, w,, w, u. s. w., so ist die Wahrscheinlichkeit 
für ein Ehepaar, nngelrennt das iweite, dritte u. s. w. Jahr m erleben 
1, w, 1, _^ ii_ _^s 
f ' W' 1 ■ w ■ 1 ■ #""■'■"■ 

Mit diesen Wahrscheinlichkeiten ist dann die jedesiualige Wahrscheinlich- 
keit dafür zu kombiniren, dass in dem betreffenden Jahre entweder ein Ehegatte 
allein oder beide josammen sterben. Diese Wahrscheinlichkeit wird aber ge- 
bildet aus der für das betreffende Jahr sich berechnenden Sterbens Wahrscheinlich- 
keit für den einen Theil luiüglich der Wahrscheinlichkeit dafilr, dass zwar dieser 
Theil das Jahr überlebt, aber der andere Theil stirbt. 

Ei ergiebt sich hiemach für jedes einzelne Ehepaar als Wahrscheinlichkeit 
dafür, dass die Auszahlung der betreffenden Summe bereits im ersten Jahre erfulgt 
(bei dessen Beginn noch alle vorhanden sind, so dass also insoweit Gewiss- 
heit, keine blosse Wahrscheinlichkeit vorliegt): 

1^1 w ■ 

dass dieselbe im zweiten Jahre erfolgt: 

"I" • w" \ "1, "^ 1, ' w," '' 
dass dieselbe im dritten Jahre erfolgt: 

"I" ' "iT ' ' iV '"^17' 'w, "' "■ "■ "* 

Im Ganzen gestaltet sich also die Formel für die einzelne Einzahlung: 
,J ( I + ) w ' + ,! I « ( 1, 

1, W. ' qS l w ^ 1, ^ 1, W, ' ^ 
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Fall ist bei der Versicherung auf verbundene Leben ebenso 
wie die Fälligkeit der Versicherungssumme durch das Ableben 
einer der verbundenen Personen bestfromt wird, so auch die 
Zahlung der Prämie jedesmal durch das zusammentreffende 
Fortleben der beiden verbundenen Personen bedingt. 
Es ist also in diesem Falle in ganz gleicher Weise, wie es bei 
der Berechnung der Erwartungswerthe der Versicherungs- 
summen für die einzelnen Jahre geschehen ist, für alle 
eventuell erfolgenden Prämienzahlungen deren gegenwärtiger 
(diskontirter) Werth mit der Wahrscheinlichkeit ihrer Zahlung 
zu kombiniren, um durch eine Vergleichung der Summe 
dieser diskontirten Envartungswerthe mit der durch diese 
Prämienzahlungen zu ersetzenden einmaligen Einzahlung den- 
jenigen laufenden Beitrag zu ermitteln, welcher einer bestimmten 
Versicherungssumme entspricht.*) 

Ganz in gleicher Weise sind auch bei allen anderen Ver- 
sicherungen auf verbundene Leben überall die jedesmaligen, 
auf die Gegenwart diskontirten eventuellen Zahlungen, seien dies 
Zahlungen des gemeinschaftlichen Fonds, seien es Zahlungen 
der Versicherten zu dem gemeinschaftlichen Fonds zur rech- 
nungsmässigen Deckung seiner Bedürfnisse nur mit ihren der 
grösseren oder geringeren Wahrscheinlichkeit der Zahlung ent- 
sprechenden Erwartungswerthen in Rechnung zu bringen, um, 
nach Analf^ie der Berechnungsweise bei der entsprechenden 
Versicherungsart für einfache Leben, für bestimmte Ansprüche 
der Versicherten die denselben entsprechenden Gegenleistungen 
— seien dies einmalige Einzahlungen oder laufende Beiträge — 
sowie umgekehrt für bestimmte Leistungen der Versicherten 
die denselben entsprechenden Ansprüche auf dem Wege direkter 
Berechnung zu ermitteln. 



e (sieho vorige Note) = p - 
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Die Elemente der Prfimie. Netto- und Bnittoprämien. 
Prämienreserve. 

Wir haben im vorhergehenden Abschnitt den Gedanken- 
gang dargelegt, welcher den verschiedenen auf die Lebens- 
versicherung bezüglichen Berechnungen zu Grunde Hegt. Wir 
haben gesehen, wie es mit Hülfe gewisser mathematischer 
Operationen unter der Voraussetzung und auf Grundlage einer 
bestimmten Vertheilung der Todesfalle auf die verschiedenen 
Lebensalter (einer bestimmten Sterblichkeitstafel) und eines be- 
stimmten Zinsfusses möglich ist, gewisse von dem Leben und 
Sterben der Menschen an und für sich (für den Einzelnen isolirt) 
abhängige wirthschaflliche Resultate innerhalb eines grösseren 
Personen kreises in der Weise gegenseitig auszugleichen und 
damit für jeden Einzelnen unabhängig von seiner individuellen 
Lebensdauer zu stellen, dass gegen gleichhohe, sei es einmalige, 
sei es periodische Zahlungen Tür alle Betheiligten dasselbe 
im Voraus bestimmte Ergebniss eintritt. Für die verschiedensten 
Beziehungen, in welchen die beabsichtigten wirthschaft- 
lichen Ergebnisse mit dem Leben und Sterben der Menschen 
stehen können, ist es immer ihrem Wesen nach eine und die- 
selbe mathematische Operation, auf welcher diese gegenseitige 
Ausgleichung innerhalb eines grösseren i'ersonenkreises be- 
ruht. Die aus der Sterblichkeitstafel sich ergebenden einzelnen 
Jahresbedürfnisse werden nach ihrem gegenwärtigen 
Werthe entweder, bei der Versicherung gegen ein- 
malige Einzahlung (Mise), auf die Betheitigten ohne 
Rücksicht auf die noch unbestimmte individuelle 
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Lebensdauer der Einzelnen ausgeschlagen. Oder sie 
werden, bei der Versicherung gegen laufende Beiträge, 
in periodische (jährliche) ihrer Dauer nach von dem Fort- 
leben der Zahlungspflichtigen abhängige Zahlungen verwandelt, 
deren aus der Sterblichkeitstafel sich ergebende Erträgnisse 
in den einzelnen Jahren ebenfalls nach ihrem gegenwärtigen 
(diskontirten) Werthe in Anschlag gebracht und demgemäss 
jenem Gesammtbedürfniss entsprechend bemessen werden. 
Also in beiden Fällen findet eine Vertheilung Jenes Ge- 
sammtbedürfnisses aller einzelnen Jahre nach seinem gegen- 
wärtigen Werthe statt, in dem ersten Falte auf die Köpfe der 
Theilnehmer, in dem letzteren Falle auf die periodisch 
wiederkehrenden Zahlungen der jeweils überlebenden 
Theilnehmer, 

Diese unmittelbar auf der Grundlage einer bestimmten 
SterblichkeiLstafel und eines bestimmten Zinsfusses sich be- 
rechnenden Zahlungen der Versicherten, also bei der Ver- 
sicherung gegen einmalige Einzahlung die rechnungs- 
mässigen Misen, bei der Versicherung gegen laufende Bei- 
trage die rechnungsmässigen Prämien sind nun, wJe ich 
gleich hier hervorheben will, keineswegs diejenigen Misen 
und Prämien, weiche die Versicherten im Geschäftsverkehr 
der Versicherungsanstalten wirklich zu zahlen haben. Diese 
letzteren, die tarifmässigen Leistungen, enthalten ausser 
jenen rechnungsmässigen Zahlungen noch gewisse, meist in 
Prozenten derselben bemessene Zuschläge zur Deckung der 
Verwaltungskosten, des Risikos und eines etwaigen Unter- 
nehmergewinns, die sogenannten Verwaltungszuschläge. 

Im Gegensatz zu diesen tarifmässigen Zahlungen, den soge- 
nannten Bruttoprämien (jenachdem Bruttomisen oder Brutto- 
prämien im engeren Sinn), werden die rechnungsmässigen Zah- 
lungen auch mit dem Ausdruck Nettoprämien (jenachdem 
also Nettomisen oder Nettoprämien im engeren Sinn) bezeichnet. 

Einer näheren Erörterung jener Verwaltungszuschläge und 
insofern der Bruttoprämien als solcher bedarf es für unsere 
Zwecke nicht. Wohl aber ist dies der Fall bezüglich der 
rechnungsmässigen Zahlungen der Versicherten, der Netto- 



,y Google 



— 43 — 

prämien und zwar mit Rücksicht auf ihre speziellen 
Zwecke und die sich daraus für ihre bestimmungs- 
geniässe Verwendung ergebenden Gesichtspunkte. 

Wir werden dabei überall die gewöhnliche Kapitalver- 
sicherung auf den Todesfall, die nicht nur die gebräuch- 
lichste, sondern auch ihrer Gestaltung nach die einfachste 
Form der Lebensversicherung ist, also gleichsam ^ine typische 
Bedeutung hat, unseren Erörterungen zu Grunde legen. Die 
Anwendung auf die anderen Arten der Lebensversicherung 
mag dem Leser selbst überlassen bleiben. 

Wie wir oben (Abschnitt II) gesehen haben, ist die von 
jedem einzelnen Versicherten rechnungsmässig zu zahlende 
Mise nicht mehr und nicht weniger als der auf der Grundlage 
einer bestimmten ■ Absterbeordnung und eines bestimmten 
Zinsfusses berechnete verhältnissmässige Antheil des 
einzelnen Theilnehmers an der Gesammtsumme aller 
gegenwärtigen (diskontirten) Werthe der einzelnen 
Jahresbedürfnisse. Weitere Zahlungen Seitens der Ver- 
sicherten erfolgen in einem solchen Falle — von jenen Ver- 
waltungszuschlägen abgesehen — nicht. Die von der Ge- 
sammtzahl der Versicherten in der Gegenwart eingezahlten 
Misen sind also nicht bloss bestimmt, die Bedürfnisse der 
Gegenwart und nächsten Zukunft zu decken. Sie sind viel- 
mehr bestimmt, zuzüglich der Zinsen- und Zinseszinsen des 
jeweiligen Bestandes die Bedürfnisse der gesammten 
Zukunft bis zum Ableben auch des Längstlebenden 
zu decken. Wie zur Zeit der Einzahlung selbst, so müssen 
also auch zu jeder späteren Zeit die jeweils vorhandenen 
Bestände genau den Bedürfnissen der Zukunft entsprechen. 
Es müssen jederzeit (nach Maassgabe der der Berechnung 
zu Grund gelegten Absterbeordnung und des zu Grund 
gelegten Zinsfusses) die vorhandenen Bestände zu- 
züglich ihrer gesammten rechnungsmässig noch zu 
erwartenden Zins- und Zinseszinserträgnisse das ge- 
sammte Bedürfniss der Zukunft an nqch auszu- 
zahlenden Versicherungssummen genau ausgleichen. 
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Eine weitere Betrachtung ergiebt dabei, dass im Lauf 
der Zeit diese vorhandenen Bestände im Verhältniss 
zur Zahl der noch vorhandenen Ueberlebenden immer 
wachsen müssen. Denn die von jedem Einzelnen eingezahlte 
Mise konnte nur mit Rücksicht auf die Zins- und Zinses- 
zinserträgnisse der gesammten Zwischenzeit durch- 
sciinitttich — innerhalb des ursprünglichen Personenkreises — 
zur Deckung aller in der Zukunft fällig werdenden Versiche- 
rungssummen aller Einzelnen hinreichen. Sobald einmal ein 
Theil dieser Zwischenzeit abgelaufen ist, sind nicht mehr 
dieselben, sondern nur der abgekürzten Zeit entsprechend ver- 
ringerte Zins- und Zinseszinserträgnisse zu erwarten. Es kann 
also auch nicht mehr die ursprünglich eingezahlte Mise 
selbst, es kann vielmehr jetzt nur ein entsprechend 
grösserer, aus den Zins- und Zinseszinserträgnissen 
der vergangenen Periode vermehrter Betrag durch- 
schnittlich — innerhalb des nunmehr verminderten Personen- 
kreises — zur Deckung der in der Zukunft fallig werdenden 
Versicherungssummen aller Einzelnen hinreichen. 

Die in dieser Weise zur Deckung der Bedürfnisse der Zu- 
kunft verfugbar zu haltenden, also für diesen Zweck zu reser- 
virenden Bestände sind die vielfach besprochenen, zunächst für 
das «irthschaftliche, daneben aber doch auch für das juristische 
Verständniss der Lebensversicherung höchst wichtigen soge- 
nannten Reserven. Dieselben gestalten sich unter dem Ge- 
sichtspunkt von Guthaben der Einzelnen betrachtet — 
ob es solche auch in rechtlicher Beziehung sind, bleibt hier da- 
hingestellt, hier handelt es sich lediglich um die rechnerische 
Gestaltung — für die hier erörterte Kapita! Versicherung auf 
den Todesfall gegen einmalige Einzahlung (Mise), wie folgt: 

Das ursprüngliche Guthaben jedes Einzelnen wird durch 
seine Mise gebildet und wächst von Jahr zu Jahr durch die 
Jedesmaligen Zins- und Zinseszinserträgnisse des betreffenden 
Jahres immer mehr an, so dass es sich dem versicherten 
Kapitale selbst immer mehr, aber ohne dieses selbst jemals 
erreichen zu können, nähert. Dagegen scheiden auf der anderen 
Seite jedes Jahr die Guthaben derjenigen, welche absterben 
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und infolgedessen ausbezahlt werden, aus. Allein diese Gut- 
haben der Ausscheidenden selbst können niemals hinreichen, 
um die an dieselben auszuzahlenden Versicherungssummen zu 
decken. Denn die Einzahlungen der Einzelnen sind, wie be- 
reits hervorgehoben, nur mit Rücksicht auf das gesammte 
Zins- und Zinseszinserträgniss Bis zum Tode des 
Längstlebenden auf den betreffenden, im Verhältniss zur 
Versicherungssumme mit der längeren Zwischenzeit 
(also für jedes jüngere Lebensalter) immer abneh- 
menden Betrag berechnet. Die Auszahlung des ver- 
sicherten Kapitals an die früher Absterbenden (also mit Aus- 
nahme des Längstlebenden selbst) kann also immer nur 
erfolgen mit Rücksicht auf Zuschüsse, welche die Zins- und 
Zinseszinserträgnisse der von den Absterbenden selbst ein- 
gezahlten Misen aus den Zins- und Zinseszinserträgnissen der 
von den später Absterbenden eingezahlten Misen erhalten. 
So wird also in jedem einzelnen Jahre zur Deckung der an 
die Absterbenden dieses Jahres auszuzahlenden Versicherungs- 
summen ausser deren eigenen Guthaben auch noch ein Theil 
der aus den Guthaben der Ueberlebenden erzielten Zinsertrag- 
nisse aufgezehrt. Demgemäss theilen sich also die gesammten 
Zinseszinserträgnisse aus den Guthaben aller jeweils noch vor- 
handenen Versicherten sowohl für die Gesamnitzahl als solche, 
als auch für jedes einzelne Guthaben aller Ueberlebenden 
jederzeit (für jedes einzelne Rechnungsjahr) in zwei Bestand- 
theile. Auf der einen Seite stehen die Beträge, die zur Er- 
gänzung der Guthaben der in dem betreffenden Jahre 
Absterbenden — für jeden Einzelnen auf die volle 
Höhe der Versicherungssumme — dienen. Auf der 
anderen Seite stehen die Beträge, die zur rechnungs- 
mässigen Vermehrung der eigenen Guthaben der als 
Ueberlebende in das nächstfolgende Jahr eintre- 
tenden Versicherten selbst dienen. Nur Jener Theil des 
Jahreserträgnisses ist für die Zwecke der jeweiligen Gegenwart 
selbst bestimmt. Der letztere Theil ist für die Zwecke der 
Zukunft bestimmt. Er ist es, aus welchem die Guthaben der 
jeweils Ueberlebenden auf den Jeweils erforderlichen — von 
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Jahr zu Jahr wachsenden — Betrag erhöht werden, damit, 
der Aufgabe der Berechnung entsprechend, die jeweils vor- 
handen Bestände, also die Guthaben sämmtlicher noch vor- 
handenen Theiinehmer zuzüglich ihrer noch (rechnungsmässig) 
zu erwartenden Zins- und Zinseszinserträgnisse jederzeit (für 
jedes einzelne Rechnungsjahr) genau mit dem gesammten 
(rechnungsmässigen) Bedarf der Zukunft sich ausgleichen. 



Wesentlich anders gestaltet sich die Sache bei der Ver- 
sicherung gegen laufende Beiträge (Prämien im 
engeren Sinn). 

Bei dieser handelt es sich nicht, wie bei der eben be- 
sprochenen Versicherungsart um eine gegenseitige Ausgleichung 
lediglich bezüglich des von der individuellen Lebensdauer ab- 
hängigen grösseren oder geringeren Anwachsens eines ein- 
gezahlten Kapitals durch die in der Zwischenzeit erzielten 
Zinsen und Zinseszinsen. Hier handelt es sich um eine Aus- 
gleichung bezüglich der Ansammlung des betreffen- 
den Kapitals selbst durch ihrer Dauer und damit für 
jeden Einzelnen auch ihrem Gesammtbetrage nach 
von seiner individuellen Lebensdauer abhängige pe- 
riodische Zahlungen. Demgemäss fehlt es bei der Ver- 
sicherung gegen laufende Beiträge ganz an dem, was bei der 
Versicherung gegen einmalige Einzahlung die Mise ist, nämlich 
an einem ursprünglich bereits vorhandenen, demnächst 
aus seinen eigenen Zinserträgnissen sich ergänzenden Gut- 
haben der Versicherten (in dem oben dargelegten Sinn). 

Auf der anderen Seite gilt aber alles das, was wir fiir den 
vorigen Fall bezüglich der aus den eingezahlten Misen er- 
zielten Zinsen und Zinseszinsen gesagt haben, für den gegen- 
wärtigen Fall analog bezüglich der periodischen Bei- 
träge der Versicherten. 

Die Höhe der von den Versicherten für das einzelne Jahr 
gezahlten Beiträge ist nicht nach dem besonderen Bedürfnisse 
dieses einzelnen Jahres bemessen. Vielmehr ist, mit Rück- 
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sieht auf die aus der Sterblichkeitstafel zu entnehmende Zahl 
der in den verschiedenen Jahren Ueberlebenden, der laufende 
Beitrag des einzelnen Theitnehmers nach Maassgabe des 
Gesammtbedürfnisses aller einzelnen Jahre für die 
ganze Dauer der Versicherung einheitlich bemessen.*) 
Die Versicherten decken also bei der Versicherung gegen 
periodische Beiträge ebenfalls, wenn auch in anderer Weise 
als bei der Versicherung gegen einmalige Einzahlung, mit 
ihren Prämienzahlungen in der Gegenwart zugleich auch 
— zum Thei! wenigstens die — Bedürfnisse der Zukunft. 

Demgemäss müssen auch bei der Versicherung gegen 
laufende Beiträge gewisse Theile der Jahreseinnahmen zur 
Deckung der Bedürfnisse der Zukunft, also zur Ansammlung 
gewisser im Laufe der Jahre im Verhältniss zur Zahl der vor- 
handenen Ueberlebenden wachsende Bestände aufgespart 
werden, welche — ganz in derselben Weise wie bei der Ver- 
sicherung gegen emmalige Einzahlung (Mise) ein Theil der 
Zinserträgnisse — als Zahlungen der Versicherten 
in der Gegenwart zur Deckung der in die Zukunft 
fallenden Bedürfnisse anzusehen und demgemäss zu be- 
handeln sind. Ijls müssen auch hier sogenannte »Reserven« 
angesammelt werden. Und zwar müssen dieselben jederzeit 
in der Höhe vorhanden sein, dass die gesammten rech- 
nungsmässigen Bedürfnisse der Zukunft (deren gegen- 
wärtiger Gesammtwerth) durch einerseits die (rechnungsmassig) 
noch zu erwartenden Zahlungen der Versicherten 
und durch andererseits die für die Bedürfnisse der Zu- 
kunft zurückgestellten Bestände gedeckt werden, so dass 
also auch hier Soll und Haben der Zukunft jederzeit 
sich genau ausgleichen. 

Wie in dem bereits besprochenen Falle, so bietet sich auch 



*) Die» gilt auch für die Veräicherung gegen steigende oder fallende 
PrSmien. Die Prfimien sind aDch bei diesen Versicheningsarlen nach Maass- 
gabe des Gesammtbedürfnisses bemessen und fUr die gapze Dauer 
der Versicherung im Voraus festgiestellt — wenn auch in für die ein- 
zelnen Jahre wechselnden BetHLgen. 
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hier für die nähere Betrachtung dieser Reserven unmittelbar 
der Gesichtspunkt von Guthaben der einzelnen Versicher- 
ten dar, welche für diese aus ihren eigenen Zahlungen 
allmählich angesammelt werden und im Laufe der Zeit 
immer mehr der versicherten Summe selbst sich nähern, ohne 
aber Jemals dieselbe voll erreichen zu können. Dies einfach 
um deswillen, weil jederzeit — bis zur letzten Prämien- 
zahlung des Längstlebenden — auch noch die zukünftigen, 
also die rech nungs massig zu erwartenden Zahlungen der 
jeweils überlebenden Versicherten selbst verrügbar sind, immer 
also ein Theil der demnächst erst fällig werdenden Versiche- 
rungssummen aus anderen zu diesem Zweck neben den »Re- 
serven« noch verfügbaren Mitteln gedeckt wird. 

Dem entsprechend theilen sich also geradeso wie es bei der 
Versicherung gegen einmalige Einzahlung bezüglich der Zins- 
erträgnisse des einzelnen Jahres der Fall ist, bei der Versiche- 
rung gegen laufende Beiträge auch die im einzelnen Jahre zur 
Einzahlung kommenden Prämien in zwei ihrer Bestimmung 
nach wesentlich verschiedene Bestandtheile. Der eine 
Bestandtheil hat die Bestimmung, die Guthaben (die so- 
genannten »Reserven*) der in dem betreffenden Jahre 
Absterbenden für jeden Einzelnen auf die volle Höhe 
der versicherten Summe zu ergänzen. Der andere Bestand- 
theil ist bestimmt, die eigenen Guthaben aller einzelnen 
in das nächste Jahr als Ueberlebende eintretenden 
Versicherten auf denjenigen Betrag zu ergänzen, 
welcher erforderlich ist, damit auch für die weitere 
Zukunft (für das neue Rechnungsjahr) die so zurück- 
gestellten Bestände ausreichen, um die zukünftigen 
(rechnungsmässigen) Leistungen der Versicherten 
auf die volle Höhe aller zukünftigen (rechnungs- 
mässigen) Bedürfnisse zu ergänzen. 

Damit zerlegt sich aber zugleich jede einzelne Prämie 
selbst in zwei verschiedene, diesen verschiedenen Zwecken 
entsprechende Elemente. 

Das eine ist das zur Bildung — allmählichen An- 
sammlung mit jeweiliger Ergänzung — jenes Gut- 
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Habens des Versicherten selbst bestimmte Element, 
also der Beitrag zu seiner eigenen Reserve oder, wie er 
kurzer Hand bezeichnet werden mag: der Beitrag zur Re- 
serve.*} 

Das andere Element ist der Beitrag zur Deckung des 
laufenden Jahresbedürfnisses oder, was dasselbe ist, zur 
Ergänzung der Guthaben der in dem betreffenden 
Jahre Absterbenden für jeden Einzelnen auf dievolle 
Höhe des versicherten Kapitals.**) 

Der Natur der Sache entsprechend, ist das Verhältniss 
dieser beiden Elemente der Nettoprämie kein festes. Nicht 
bloss ist dasselbe verschieden je nach dem ursprünglichen 
Lebensalter {Beitrittsalter) des Versicherten, also für an sich 
ganz verschiedene Prämiensatze. Es wechselt auch für die- 
selben gleichen Prämienzahlungen eines und desselben Ver- 
sicherten mit den Jahren, so dass also in den verschiedenen 
Jahren sich seine immer gleiche Prämie in ver- 
schiedenen Prozentsätzen auf den einen und auf den 
anderen Bestandtheil seiner Prämie vertheilt. 



•) Malss hat diesen Bestandtheil der Prämie ganz treffend •kapital- 
bildenden Beitrag' genannt Siehe dessen Betrachtungen S. Z7 und dessen 
liereits erwähnten Aufsatz: die I.ebensversicherang in dessen Zeitschrift Bd. II. 

Vergleiche auch dieselbe Zeilschrift Bd. I. S. 413. Anmerkung. 
**) In einem von mir erstatteten Gutachten Über die Prämienberechnung 
im Falle der Wiederauf hebung der Suspension einer Lebensversicherung, ab- 
gedruckt in Malss' Zeitschrift für Versich erungsrecht Bd. II. S. 261 ff., war 
dieser Gegensatz von rechtlicher Bedeutung. Im Gegensatz zu dem «rechnungs- 
massigen Reservezuwachs' habe ich damals denjenigen Theil der Främie, welcher 
>aur das at^laufene Versicherungsjahr fällt' und 'die Nalur einer Gegen- 
leistung für das von der Anstalt im abgelaufenen Jahre getragene Risiko hat« 
kurzer Hand als »Prämie für das laufende Jahresrisiko • bezeichnet. 
Bei dieser Bezeichnungsweise tritt unmittelbar hervor, dass dieser Theil der 
Primie — vom Standpunkt des einzelnen Versicherten aus — den Karakter 
einer wirklichen Versicherungsprämie hat, während der Beitr^ znr Reserve >die 
Natur einer Spareinlage fUr künftige Zeiten und zu Gunsten des Versicherten 
selbst, dessen spä.ter zu zahlende Prämien entsprechend geringer normirt sind,« hat. 
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Näher hierauf oder überhaupt auf die Reserveberech- 
nungen selbst einzugehen, liegt ausserhalb der Aufgabe dieses 
Aufsatzes. Es galt hier nur unmittelbar im Anschluss an die 
oben dargelegten mathematischen Grundlagen der Lebens- 
versicherung auf die Prämien bildung noch etwas näher ein- 
zugehen und auf der so gewonnenen Grundtage die beiden 
Hestandtheile der Nettoprämien ihrem Wesen und ihren 
Zwecken nach näher zu karakterisiren. 
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Das Risiko aus der Versicherungsunternehmung. 
Gegenseitigkeitsanstalten und Aktienuntemehmungen. 

Wir sind bei den vorstehenden Erörterungen über die 
Bildung der Nettoprämien sowohl im Ganzen, als nach ihren 
beiden Elementen (Beitrag zur Reserve — Beitrag zur Deckung 
des laufenden Jahresrisikos) von der Voraussetzung sowohl 
einer bestimmten im Voraus gegebenen und der Berechnung 
zu Grunde gelegten Absterbeordnung, als auch eines be- 
stimmten im Voraus gegebenen und festen Zinsfusses 
ausgegangen. Wir mussten von diesen Voraussetzungen aus- 
gehen, da die den fraglichen Berechnungen gestellten Auf- 
gaben sie erheischen. Nur dann, wenn im Voraus schon be- 
stimmte Zahlen sowohl der in den einzelnen Jahren Absterbenden 
als der Ueberlebenden gegeben sind, sind auf der einen Seite 
die Bedürfnisse aller einzelnen Jahre an Deckungs- 
mitteln, auf der anderen Seite — im Falle einer Versicherung 
gegen laufende Beiträge (Prämien im engeren Sinne) — die Er- 
trägnisse aller einzelnen Jahre an solchen Zahlungen 
der Versicherten (rechnungsmässig) bestimmt. Ebenso ist 
nur dann, wenn ein bestimmter und fester Zinsfuss gegeben 
ist, das gegenseitige Werthverhältniss auf der einen 
Seite der verschiedenen Jahresbedürfnisse, auf der anderen Seite 
— bei der Versicherung gegen laufende Beiträge — der ver- 
schiedenen Jahreserträgnisse mit Rücksicht auf die Ver- 
schiedenheit der Zahlungszeiten im Voraus genau be- 
stimmt. 

Wie bereits hervorgehoben wurde, bezeichnet aber das 
Sterblichkeitsgesetz nicht eine ziffemiässig feststehende, sondern 
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nur eine mehr oder weniger gesetzmässige Vertheilung 
der Todesfälle auf die verschiedenen Lebensalter, Ein Schluss 
aus einer durch Beobachtung ermittelten Absterbeordnung 
auf eine völlig gleiche Vertheilung der Todesfalle innerhalb 
eines anderen als des speziell beobachteten Personenkreises 
ist also nicht zulässig. Es kann nur eine analoge, eine an- 
nähernd gleiche Vertlieilung der Todesfalle auf die verschie- 
denen Lebensalter in Aussicht genommen werden. 

Ebensowenig kann der zu erzielende Zinsfuss im Voraus 
genau bestimmt werden,. Es kann nicht einmal in Aussicht 
genommen werden, dass derselbe im Laufe der verschiedenen 
Jahre immer der gleiche bleiben wird. Auch ist es auf alle 
Kälie praktisch undurchführbar, die vereinnahmten Zinsen 
sofort wieder zinstragend anzulegen,*) 

Die erwähnten der Prämienberechnung zu Grunde gelegten 
Voraussetzungen stehen also nach den verschiedensten Rich- 
tungen hin mit den Thatsachen in Widerspruch. 

Infolge dieser Abweichung der Rechnungsgrund lagen von 
den Thatsachen selbst kann für eine praktische Verwerthung 
dessen, was wir oben als den Grundgedanken der Lebens- 
versicherung erkannt haben, und was wir nachher, bei der 
Betrachtung der mathematischen Grundlagen , für die ver- 
schiedenen Versicherungsweisen — wenigstens für die wich- 
tigsten derselben — auch rechnungsmässig verfolgt haben, 
niemals eine völlige Uebereinstimmung der thatsächlichen Er- 
gebnisse mit der Berechnung in Aussicht genommen werden. 

Es kann weder erwartet werden, dass die thatsächlichen 
Bedürfnisse an Deckungsmitteln für die den Versicherten zu 
zahlenden Versicherungskapitalien oder Leibrenten genau 
den rech nungs massigen Bedürfnissen, noch dass auf der 
andern Seite — im Falle einer Versicherung gegen laufende 
Beiträge — die thatsächlichen Erträgnisse dieser Zahlungen 
der Versicherten genau den rechnungsmässigen Erträgnissen 
entsprechen werden. Demgemäss kann aber auch nicht er- 

«) Ueher den Zinsfuss vergl. Rademacher in Malss' Zeitsctaih Bd. I. 
S. a6. 
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wartet werden, dass Beide, die thatsächlichen Bedürfnisse 
auf der einen Seite, die thatsächlichen Erträgnisse auf der 
andern Seite, sich in derselben Weise genau ausgleichen, 
genau mit einander übereinstimmen und sich gegen- 
seitig decken — also so wie dies bei der Berechnung 
selbst der Fall war und der Aufgabe der Berechnung 
entsprechend der Fall sein musste. Es kann auf alle 
Fälle nur eine annähernde Uebereinstimmung zwischen 
den Ansprüchen der Versicherten auf der einen, ihren 
Zahlungen auf der andern Seite in Aussicht genommen 
werden. 

So ergiebt sich auch für die Lebensversicherung der ver- 
sicherungstechnische Begriff des Risikos, d. h. der Ge- 
fahr, dass die auf der Grundlage einer bestimmten 
Absterbeordnung und eines bestimmten Zinsfusses 
berechneten Zahlungen der Versicherten zur Deckung 
der denselben nach Maassgabe dieser Zahlungen er- 
worbenen Ansprüche nicht hinreichen. Diesem Risiko 
steht auf der andern Seite die Möglichkeit eines Ueber- 
schusses der Zahlungen der Versicherten über den 
wirklichen Bedarf gegenüber. 

Dieses Risiko-''} hat natürlich mit der Frage, ob der 
einzelne Versicherte mit seinen eigenen Zahlungen seine 
eigenen Ansprüche deckt oder nicht, nichts zu thun. Der 
Zweck der Versicherung ist gerade der, dass die Ansprüche 
der Einen zum Theil durch die Zahlungen der Andern ge- 
deckt werden, so dass also auf der einen Seite diese An- 
deren auch (rechnungsmässig) um eben so viel mehr zahlen, 
als zur Deckung ihrer eigenen Ansprüche erforderlich ist. 
Diesen Zwecken entsprechend sind, wie wir oben näher dar- 
gelegt haben, die Zahlungen der Versicherten berechnet. 

Bei diesem „Risiko" handelt es sich vielmehr darum, ob 
innerhalb des betheiligten Personenkreises im Ganzen die 
Sterblichkeit, also auch die von ihr abhängigen finanziellen 

•) Im Gegensati lu der in den Fachkreisen üblich gewordenen Beieicli- 
iiung auch des einzelnen versicherten Objektes oder Lebens als «Risiko«. 
Reuling, Die Gmndlagca dct Lebeniveiiichcniue. K 
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Ei^ebnisse sich der Berechnung gegenüber günstiger oder 
ungünstiger gestalten, oder noch atigemeiner ausgedrückt: wie 
sich die Zahlungen der Versicherten im Ganzen gegen- 
über ihren Ansprüchen im Ganzen stellen*}. 

Wie die Aufgabe der Lebensversicherung: die Ansprüche 
der Versicherten im Ganzen durch die eigenen Zahlungen 
der Versicherten im Ganzen — ohne Rücksicht auf das 
zeitliche Auseinanderfalten Beider — zu decken, eine 
einheitliche ist, so ist auch das hier in Fr^e stehende Risiko 
der Natur der Sache nach ein einheitliches. Dasselbe lasst 
eine Scheidung in verschiedene zeitiiche Abtheilungen, in 
verschiedene Perioden, nicht zu. Erst dann, wenn die An- 
sprüche der Versicherten auf der einen, die Zahlungen der- 
selben auf der andern Seite endgültig festgestellt und gegen- 
seitig abgewickelt sind — und das ist bei den meisten 
Versichenmgsartea erst mit dem Tode des Längstlel)enden 
der Fall — können diese beiderseitigen Ergebnisse end- 
gültig gegen einander abgewogen, kann ütier dieselben ein 
endgültiger Abscliluss gemacht werden. Erst dann kann end- 
gültig festgestellt werden, ob die Leistungen der Versicherten 

*) Es i£t also älinlich wie bei einer Spielbank, bei der auch nicht der 
einzelne Vetlust oder Gewinn des einzelnen Spielen, sondern das Schluss- 
ergebntss aller Gewinne auf der einen Seite und aller Verluste auf der andern 
Seile entscheidet, im Uebrigen aber — tinsniiell betrachtet — die Spieler 
unter sich, nur durch Vermittelang der Bank, spielen. 

Für den Einzelnen und ihm gegenüber stellt sich nitUrlich die 
Sache ganz anders. Für ihn ist das, was innerhalb der Gesammtheit der Ver- 
sicherten g^enseitig sich au^lcichl, je nachdem ein Gewinn oder ein Verlust 
Ob die Versicherung für den Einzelnen demnächst bei einer Ve^Ieicbung seiner 
Zahlungen mit den empfangenen Gegenleistungen ein finanziell günstiges oder 
ungünstiges Resultat ergeben wird, ist noch ungewiss; es ist eine Frage der 
Zukunft. Weil es das ist und weil er die Chance eines Gewinns (bei der 
tCapitalrersicherung auf den Todesfall im Falte eines früheren Todes — selbst- 
verstindlich nicht für sich selbst, sondern für seine Erben oder wer sonst das ver- 
sicherte Kapital ausbezahlt efhält; bei der Leibrentenversicherung im Falle 
eines langen Lebens] sich eröiTnen will, Obemimmt er die Chance eines Verlustes. 
Insofern ist der Versicherungsvertrag, wie alle Versicherungsverträge, allerdings 
ein sog. aleatorischer Vertrag, der aber einem sehr reellen Interesse, 
dem (wie man es ireRend genannt hat) •secutum facere- dient. 
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gegenüber ihren Ansprüchen einen Ueberschuss geüefert, einen 
Fehlbetrag gelassen oder vielleicht auch einen glatten Ausgleich 
ergeben haben. 

Diese einheitliche Natur des Risikos schliesst jedoch auf 
der andern Seite nicht aus, dass, wenn auch nicht für die 
Zwecke der Lebensversicherung selbst, doch für ge- 
wisse anderweitige, mit der praktischen Gestaltung 
der Lebensversicherung zusammenhängende Zwecke 
auf der Grundlage der Prämienberechnung und mit Rücksicht 
auf die in dem vorigen Abschnitt dargelegte rechnungs- 
massige Zerlegung des einzelnen Jahreserträgnisses 
bez. der einzelnen Jahresprämien in zwei ihren 
Zwecken nach wesentlich verschiedene Elemente 
{Beitrag zur Reserve — Beitrag zum laufenden Jahres- 
risiko) das seiner Natur nach einheitliche Risiko als zeitlich 
in verschiedene Perioden (Rechnungsjahre) zerlegt gedacht, 
gleichsam als in verschiedene sich an einander reihende, 
den verschiedenen Rechnungsjahren entsprechende Risiken 
auseinanderfallend fingirt wird und dasa dementsprechend 
für die einzelne jeweilig abgelaufene Periode — 
gleichsam nur vorläufig und vorbehaltlich der Ergebnisse der 
Zukunft — ein selbständiger Abschluss über die Er- 
gebnisse des einzelnen Rechnungsjahres als solchen 
gemacht wird. 

In diesem Falle wird das, was dermalen noch unentschie- 
den ist, also das Verhältniss der künftigen wirklichen Ergebnisse 
zu den rechnungsmässigen Erwartungen für die um die be- 
reits abgelaufene Periode verminderte Periode und für 
den um die mittlerweile Abgestorbenen verminderten 
Personenkreis gerade so, wie wenn es ein selbständiges 
Risiko wäre, behandelt. Es wird einfach der Zukunft über- 
lassen, ob und inwieweit in der Zukunft für diesen ver- 
minderten Personen kreis die thatsächlichen Ergebnisse der 
Erwartung entsprechen werden oder nicht — ob und inwieweit 
also die künftigen Leistungen der Versicherten nebst 
ihren rechnungsmässigen für die Zwecke der Zukunft 
zurückgestellten Reserveguthaben gegenüber ihren 

5» 
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demnäclistigen Ansprüchen j'enachdem einen Ueberschuss 
liefern, einen Fehlbetrag lassen oder etwa auch einen glatten 
Ausgleich ergeben werden. 

Im Zu samni entlang mit dieser Abscheidung dessen, was 
noch unentschieden der Zukunft angehört, gestaltet sich 
natürlich das Verhaltniss der thatsachlichen Ergebnisse zu den 
rechnungsmässigen Ansätzen für die betreffende bereits 
abgelaufene Periode (Rechnungsjahr) ebenfalls zu einem 
selbständigen und zwar bereits entschiedenen Risiko. 
Denn aus einer Vergleichung dieser thatsachlichen Ergebnisse 
mit den rechnungsmässigen Ansätzen ergiebt sich für einen 
solchen Fall, ob das betreffende Rechnungsjahr als 
solches, d. h. für sich allein betrachtet und ohne Rücksicht 
auf die Ergebnisse der etwa bereits vorhergegangenen und 
der noch zukünftigen Jahre, einen Ueberschuss geliefert, einen 
Fehlbetrag gelassen oder einen glatten Ausgleich ergeben hat. 

Es kann nach dem oben im vorigen Abschnitt Vorge- 
tragenen nicht zweifelhaft sein, wie sich eine solche Ab- 
rechnung über die Ergfebnisse des einzelnen Rechnungsjahres 
gestaltet. 

Auf alle Fälle und in erster Linie sind zum Zwecke der 
rechnungsmässigen Deckung jenes zukünftigen Risikos die 
Reserveguthaben aller Ueberlebenden auf ihren vollen rech- 
nungsmässigen Bestand zu ergänzen. Der hierzu rechnungs- 
mässig bestimmte Bestandtheil ihrer eigenen Prämienzahlungen, 
ihr sogenannter Beitrag zur Reserve, findet hiermit seine be- 
stinimungsmässige Verwendung. Es reicht für diesen Zweck 
auf alle Fälle aus; es wird aber auch für diesen Zweck völlig 
aufgebraucht. 

Die Frage, welche Ergebnisse das einzelne Jahr — in dem 
angegebenen Sinn als selbständiges Risiko behandelt — ge- 
liefert hat, ist also keine andere Frage als die: ob und inwieweit 
der für die Deckung des speziellen Jahresbedürfnisses (Jahres- 
risikos) rechnungsmässig verfügbar gewesene Theil der Erträg- 
nisse dieses Jahres, also ausser den eigenen Prämienzah- 
lungen der Absterbenden selbst das eine Element der 
Prämienzahlungen der Ueberlebenden, nämlich ihrBei- 
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trag zur Deckung des laufenden Jahresrisikos, hin- 
gereicht hat, die Reserveguthaben der Absterbenden 
dieses Jahres für jeden Einzelnen auf die volle Höhe 
der versicherten Summe zu ergänzen, Jenachdem sich 
hierbei ein Ueberschuss, ein Fehlbetrag oder ein glatter Ausgleich 
ergiebt, hat das betreffende Jahr selbst — abgesehen natürlich 
von den sonstigen Bedürfnissen an Verwaltungskosten und 
dergt., welchen aber auf der andern Seite die bereits er- 
wähnten sogenannten Verwailungszuschläge gegenüber stehen 
— einen Ueberschuss, einen Fehlbetrag oder einen glatten 
Ausgleich ergeben. 

Ich habe oben bei der Entwickelung des Grundgedankens, 
welcher allen Versicherungen zu Grunde liegt, den Zweck der 
Elementarversicherung allgemein dahin bezeichnet: die durch 
bestimmte schadenbringende Elementarereignisse den jeweils 
Betroffenen zugefügten Verluste auf alle diejenigen oder doch 
auf eine Mehrheit von solchen zu vertheilen, welche der Gefahr 
eines solchen Verlustes ausgesetzt waren. Dieser an sich sehr 
einfache Zweck lässt sich sehr einfach dadurch erreichen, dass. 
man die Verluste, welche innerhalb einer im Voraus be- 
stimmten Periode eingetreten sind, am Schlüsse der Periode 
nach Maassgabe der vereinbarten Vertheilungs weise auf die 
sämmtlichen während der betreffenden Periode Ver- 
sicherten ausschlägt. 

In diesem Fall kann natürlich von einem Risiko in dem 
eben dargelegten Sinn überhaupt nicht die Rede sein. Die 
Zahlungen der Versicherten und der Bedarf an Deckungs- 
mitteln entsprechen sich hier genau; eine Differenz zwischen 
beiden ist hier gar nicht denkbar*). 

Die wirthschaftliche und rechtliche Gestaltung dieser ein- 
fachsten Form der Versicherung ist dementsprechend sehr ein- 
fach. Es bedarf zur Erreichung des beabsichtigten Zweckes 
keiner ausserhalb eines einfachen genossenschaftlichen Ver- 

*j Abgesehen natürlich von etwaigen uneinbringliciien Posten, welche als- 
dann ebeafalls wieder in detsellien Weise nachträglich a 
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bandes der Betheiligten liegender Mittel. Auch ein etwa zum 
Zweck der alsbaldigen (nicht erst von einer vorgängigen Ver- 
theilung und Einziehung der Deckungsmittel abhängigen) 
Deckung der Verluste erforderlicher, in dieser oder jener 
Weise beschaffter Betriebsfonds ändert hieran nichts. Wirth- 
schaftliche und rechtliche Komplikationen bleiben also hier 
fem. 

Nicht wesentlich anders gestaltet sich das Verhältniss als- 
dann, wenn man an die Stelle der nachträglichen Ver- 
theilung und Einziehung der von den einzelnen Versicherten 
zu leistenden Beiträge die Vorausentrichtung eines bestimmten 
je nach Maassgabe der Beitragspflicht der einzelnen Ver- 
sicherten bemessenen Beitrags als eines vorläufigen Bei- 
trags*) treten lässt mit dem Vorbehalt die endgültige 
Abrechnung nach Maassgabe des wirklichen Bedürfnisses der 
betreffenden Periode später, am Ende derselben, zu bewirken, 
also je nachdem einen etwaigen Ueberschuss der pränumerando 
gezahlten Deckungsmittel über den wirklichen Bedarf den Ver- 
sicherten antheilsweise zurückzu vergüten oder einen etwaigen 
-Fehlbetrag dieser vorläufigen Beiträge nach Maassgabe des 
wirklichen Bedarfs durch antheilsweise Nachzahlungen ergänzen 
zu lassen. 

Auf dem Gebiete der Lebensversicherung sind diese ein- 
facheren Formen der Versicherung überhaupt nicht anwendbar. 

•) Auf Grand einer Veranschlagunfi des voraüäsichtlichen Bedürf- 
nisses, etwa auf Grund einer Durchschnittsbereclinung der bisherigen Bedürfnisse. 
Dass in solchen Fstlen diese votiSuligen Beitrage gewöhnticb über diesen 
Durchschnitt, vielleicht auf das Doppelte oder Dreifache desselben angesetzt 
werden, ist ganz zweckentsprechend. Denn da eine Abrechnung am Ende der 
belretfenden Periode — auf Grund der wiiltliehen Eigebnisse und des darauf 
gegründeten Rechnungsabschlusses — doch nicht umgangen werden kann, ist es 
jedenfalls besser statt einer Nacherhebung zur Deckung eines etwaigen 
Fehlbetrags, wobei leicht durch uneinbringliche Posten Verluste entstehen 
können, die Rock Vergütung eines etwaigen Ueberschusses an die Ver- 
sicherlen in Aussicht zu nehmen. 

Der Konkurs so vieler lokaler Vieh versicherungs verbände bette nur darin 
seinen Grund, dass man diese vorläufigen Beitrüge zu niedrig gegriffen hatte und 
der Verband dann spKter für die durch die Unlerbilani erforderlich gewordenen 
Nachzahlungen auf den Prozessweg angewiesen war. 
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Die Zwecke der Lebensversicherung selbst schliessen die- 
selben aus. 

Bei der Lebensversicherung soll für sämmtliche Theit- 
nehmer gegen im Voraus bestimmte Zahlungen ein im 
Voraus bestimmtes wirthschaftliches Ergebniss ohne 
Rücksicht auf die individuelle Lebensdauer der Einzelnen ge- 
sichert werden. Zahlungen und Ansprüche der Versicherten 
sind also hier von Anfang an endgültig festgestellt. 
Weder diese noch jene können und sollen in der Weise, wie 
es die Elementarversicheruag gestattet, als bloss vorläufige be- 
handelt werden. 

Wollte man (was theoretisch denkbar wäre) die Zahlungen 
an die Versicherten als nur vorläufig gezahlt behandeln, so 
würde — ganz abgesehen von den praktischen Schwierig- 
keiten, man kann sagen der praktischen Undurchführbarkeit 
der demnächstigen nachträglichen Ausgleichung — die end- 
gültige Abrechnung erst noch von den noch ungewissen je- 
nachdem günstigeren oder ungünstigeren Ergebnissen des 
Absterbens innerhalb des betreffenden Personen kreises ab- 
hängig bleiben. Der Zweck der Lebensversicherung — die 
Sicherstelt ung jenachdem der eigenen Zukunft (wie bei der 
Kapital Versicherung auf den Lebensfall und der Leibrenten- 
versicherung} oder der Zukunft dritter Personen (wie bei der 
Kapital Versicherung auf den Todesfall, der Ueberlebensver- 
Sicherung, der Wittwen- und Waisenversicherung u. s. w.) — 
würde also nur unvollkommen erreicht. 

Wollte man die Zahlungen der Versicherten als nur 
vorläufige behandeln, so würden - — von den praktischen 
Schwierigkeiten abgesehen — die Versicherten nicht in der 
Lage sein, ihre Zahlungen im Voraus genau nach ihrer indi- 
viduellen Zahlungsfähigkeit zu bemessen, Sie müssten, um 
den beabsichtigtenErfoIgzuermöglichen, noch unbestimmte und 
vielleicht ihre Zahlungsfähigkeit übersteigende nachträgliche 
Zahlungen übernehmen. Also auch in diesem Falle würden 
die Zwecke der Leiiensversicherung nur unvollkommen erreicht, 
jedenfalls wenigstens sehr beeinträchtigt. 

Aus der Natur und den Zwecken der Lebensversicherung 
selbst ergiebt sich also die unbedingte Nothwendigkeit, in 
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der einen oder der andern Weise eine Einrichtung zu treffen, 
durch welche die Befriedigung der Ansprüche der 
Versicherten auch für den Fall sichergestellt wird, dass 
die eigenen Zahlungen der Versicherten selbst zur 
Deckung ihrer Ansprüche nicht hinreichen. Es ergiebt 
sich im Zusammenhang damit zugleich für den umgekehrten 
Fall, dass die Leistungen der Versicherten selbst einen Ueber- 
schuss gegenüber ihren Ansprüchen et^eben, das Bedürfniss 
oder präziser ausgedrückt, die berechtigte Forderung, einem 
solchen eventuellen Ueberschuss eine den Interessen der 
Versicherten selbst in der einen oder andern Weise ent- 
sprechende Bestimmung zu geben, sei es auch nur — wie bei 
der Versicherung gegen feste Prämie (ohne demnächstigen 
Anspruch auf Dividende) — in dem Sinn, dass die Möglich- 
keit eines solchen Ueberschusses und eines dadurch zu erzie- 
lenden Gewinns bei der Feststellung der Leistungen der Ver- 
sicherten in Rücksicht gezogen wird. 

Wir kommen damit auf den Begriff der Versicherungs- 
unternehmung, d. h. derjenigen Unternehmung, welche, 
indem sie in die betreffenden finanziellen Verpflich- 
tungen eintritt und auf der einen Seite die Deckung 
der Ansprüche der Versicherten übernimmt, auf der 
andern Seite als Gegenleistung dafür die Zahlungen 
der Versicherten empfängt, nach beiden Biohtungen bin 
die etwa zwischen den Ansprücben und Leistui^eu 
der Versicherten entstehenden Dlfiärenzen auBgleioht, 
jenachdem also einen sich ergebenden Fehlbetrags 
deckt oder einen etwa sich ergebenden TTebersohusS 
gewinnt. 

Wie bereits erörtert wurde, ist die Einschiebung dieses, 
wie es wohl bezeichnet werden darf, Hülfsorgans zur 
Verwirklichung der Zwecke der Versicherung bei der 
Elementarversicherung nicht unbedingt geboten. Die an sich 
einfacheren Zwecke dieser Versicherungszweige machen es 
möglich, wenigstens für einen kleineren Kreis von Theilnehmern 
(geographisch beschränkt) und in technisch minder vollkommener 
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Weise diese Zwecke auf dem einfacheren (wenn auch deshalb 
noch keineswegs immer wirthschaftlich vortheiihafteren) Wege 
des einfachen Ausschlags der Entschädigungsummen auf die 
Versicherten zu verwirklichen. Auf dem Gebiete dieser Ver- 
sicherungszweige ist also die Einschiebung eines solchen 
Hülfsoi^ans kein unbedingtes Erforderniss. Dasselbe dient 
nicht dazu, die Zwecke der Versicherung überhaupt zu er- 
reichen; es dient vielmehr dazu, diese Zwecke innerhalb einer 
umfassenderen und technisch vervollkommneten Organisation, 
also in vervollkommneter Weise, zu erreichen. Es dient 
insbesondere da, wo die Unternehmung ganz selbständig und 
von den Versicherten völlig unabhängig organisirt ist, wie bei 
den Aktiengesellschaften, dazu, die Leistungen der Ver- 
sicherten auf alle Fälle und nach jeder Seite völlig ausser 
Beziehungen zu setzen zu den Ergebnissen des Geschäfts- 
betriebs — dieselben völlig unabhängig zu stellen von den 
mit demselben verbundenen Gewinn- und Verlust-Chancen, so 
dass also weder die günstigen noch die ungünstigen Erfolge 
der Unternehmung die Versicherten überliaupt noch (ab- 
gesehen natürlich von dem Fall einer Insolvenz) berühren. 

Bei der Lebensversicherung liegt, wie bereits hervor- 
gehoben, die Sache insofern anders, als hier jene erste Alter- 
native, die Versicherung innerhalb eines einfachen genossen- 
schaftlichen Verbandes, durch die eigenartigen Zwecke der 
Lebensversicherung ausgeschlossen ist. Sollen diese Zwecke 
überhaupt erreicht werden, so ma88 dies innerhalb einer 
dem eigenartigen Versicherungszweck angepassten Or- 
ganisation geschehen. 

Bekanntlich bewegt sich die Versicherungsunternehmung 
— also abgesehen von jenen genossenschaftlichen Verbänden 
zum Zweck des einfachen Ausschlags des Bedarfs an Ent- 
schädigungssummen nebst Verwaltungskosten auf die Theil- 
nehmer — wesentlich in zwei Formen: den Gegenseitig- 
keitsgesellschaften und den Aktienunternehmungen, 

Wenn wir von der Seeversicherung absehen, welche 
ursprünglich überwiegend und theilweise auch heute noch als 
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Einzelunternehmiing, als gewöhnliches Privatspekulations- 
geschäft, betrieben wurde und wird, ist die Versicherung 
wohl niemals anders als in diesen beiden Formen des Ge- 
schäftsbetriebs betrieben worden. Jedenfalls gilt dies von der 
Lebensversicherung* ) . 

Schon die lange Dauer der einzelnen Versicherung, nicht 
minder aber auch das aussei^ewöhnlich grosse Vertrauen, 
welches dem versicherten Publikum angesonnen wird, macht 
es hier noch mehr als bei den andern Versicherungszweigen 
zu einem Gebote der Nothwendigkeit, dass die Unternehmung 
den Versicherten als eine bezüglich ihrer Dauer und Zahlungs- 
fähigkeit von dem persönlichen und wirthschaftlichen 
Schicksal eines einzelnen Privatunternehmers unab- 
hängige dauernde Anstalt gegenüber tritt. Nur die beiden 
erwähnten Formen des Gesellschaftsbetriebs genügen in diesen 
Beziehungen allen Anforderungen; nicht einmal die Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien gewährt nach ihrer Organisation auf 
alle Fälle gesicherte Garantien ihres Bestandes. 

Dazu kommt dann noch die Nothwendigkeit des 
Grossbetriebs und im Zusammenhang damit die Noth- 



*) Die englische Spruchpraxis (Vernon, reports II 3o£} berichtet von 
einem Falle Whittiogham v. Tliornburgh aus dem Jahre 1690 — also aus der 
Zeit vor Errichtung der ersten Lebensvers ichetungsanstatt (die erste auf einen 
lazionell berechneten Prämientarif gegründete Anstalt war die Equitable, welche 
1765 ihren GeschSflsbettieb eröffnet hat; aber auch die älteren aU Lebens- 
versicherungsanstalten in unserem Sinne noch nicht anzusehenden Anslltlten 
von 1698, 1699, 1706 und 1721 fallen alle in eine spätere Zeit) — in welchem 
ein Privatversicheter eine Police auf ein Leben geradeso wie eine Seeversiche- 
rungapolice gezdchnet hatte. Wir irren wohl nicht, wenn wir in diesem Falle 
eine Art Unfallversicherung oder wenigstens eine sogenannte Versicherung auf 
kurie Zeit unterstellen. Ellis law of fire and life insurance (London 1846) 
erwähnt S, 112, 113, noch eines andern Falles einer Lebensversicherung auf 
kurie Zeit (für die Zeit vom Oktober 1759 bis dahin 1760}, Ross v. Bradshaw, 
in welchem nach seiner Darstellung die Police ebenfalls nicht von einem insu- 
rance Office, sondern von einem private insuier gezeichnet war. 

Dass aber die Unfallversicherung wie auch ilie Versicherung auf kurie 
Zeit mit der eigentlichen Lebensversicherung mehr äusserlich als dem Wesen 
nach zusammenhängt, bedarf keiner weiteren Erörterung. Sie stehen der 
Elemenlarversicherung viel näher als der Lebensversicherung. 



,y Google 



- 63 - 

wendigkeit eines grossen Garantiekapitals. Nur inner- 
halb einer genügend grossen Zahl von Personen wird das die 
Grundlage .der Lebensversicherung bildende Sterblichkeits- 
gesetz überhaupt wirksam. Ausserhalb eines solchen würde 
das Geschäft jedenfalls aufhören auch wirthschafttich eine 
wirkliche Versicherung zu sein; es würde zu einem Hazardspiel 
der Unternehmer werden. 

Dass aber mit dem Grossbetrieb nothwendig auch als Grund- 
lage desselben ein grosses Garantiekapital erfordert wird und 
dass also auch nach dieser Richtung, zumal bei der besonders 
riskanten Natur der Versicherungsuntemehmung, die Natur der 
Sache auf den Gesellschaftsbetrieb hinweist, ist ohne Weiteres 
klar. 

Es ist nicht die Aufgabe des gegenwärtigen, lediglich die 
Grundlagen der Lebensversicherung darlegenden Aufsatzes, 
den Gegensatz der Gegenseitigkeitsanstalten und der 
Aktienunternehmungen eingehender zu erörtern. Es soll 
dieser Gegensatz hier nur in seinen zwei Haupt rieh tungen 
kurz erörtert werden. Es ist dies einmal das Verhältniss 
der Versitherten zur Unternehmung, zum zweiten die 
Bitdung des die Basis des Geschäftsbetriebs bilden- 
den Garantiefonds. 

Das Wesen der Versicherungs-Aktienunternehmung 
besteht bekanntlich darin, dass die Versicherten und die Unter- 
nehmer (die Aktionäre) als solche verschiedene Personen sind. 
Die Aktienunternehmung steht den Versicherten als eine ihnen 
an sich fremde Unternehmung gegenüber, zu weicher sie in 
keinen anderen Beziehungen als in denjenigen eines Kon- 
trahenten stehen. Das Schicksal der Aktienunternehmung 
interessirt daher die Versicherten nur insoweit, als die lie- 
friedigung ihrer eigenen Ansprüche von der fortdauernden 
Zahlungsfähigkeit der Anstalt abhängt. Die Versicherung bei 
dieser oder jener Anstalt ist also zunächst und in erster Linie 
eine Frage der Kreditwürdigkeit, 

Bei der Gegenseitigkeitsgesellschaft ist die Stellung 
der Versicherten eine wesentlich andere. Sie sind zugleich 
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die Unternehmer. Sie selbst sind es, welchen, jenachdem die 
Gesellschaft günstige oder ungünstige Abschlüsse macht, 
die dabei erzielten Gewinne als sogenannte Dividende zu 
gut kommen, die dabei sich ergebenden Verluste zur Last 
fallen. Die Versicherung bei dieser oder jener Gesellschaft 
ist also zugleich auch eine Frage der zu erwartenden gün- 
stigen oder ungünstigen Geschäftsergebnisse, also — in- 
soweit dieser Ausdruck hier zulässig ist — eine Frage der 
Rentabilität, 

Bei der Aktienunternehmung wird, wie die finanzielle 
Grundlage der Unternehmung überhaupt, so insbesondere auch 
der Garantiefonds gebildet durch das Aktienkapital, also 
durch die Geschäftseinlagen der Unternehmer, der Aktionäre. 
Während nämlich bei anderen Aktienuntemehmungen das 
Gesellschaftskapital von Anfang an nur nach dem Maasse des 
in dem Unternehmen unmittelbar zu verwendenden Kapitals, 
also des wirkHchen Geschäftskapitals, bemessen wird, tritt 
bei der Versicherungsunternehmung dieser Theil des Aktien- 
kapitals*) wesentlich zurück gegenüber demjenigen Fonds, 
welcher bestimmt ist, den Versicherten als Sicherheit für die 
demnächstige Deckung ihrer polisemässigen Ansprüche ins- 
besondere auch für den Fall zu dienen, dass die Unter- 
nehmung mit einem Fehlbetrag abschliesst, weil die Zahlungen 
der Versicherten selbst zur Deckung ihrer Ansprüche nicht 
hinreichen. Dieses den Versicherungsanstalten eigenthümliche 
Kapitalbedürfniss — das Erforderniss eines Kapitals, welches 
nicht in der Unternehmung selbst angelegt, sondern nur zu 
den Zwecken der Unternehmung ftir gewisse Eventualitäten 



*) Das wirkliche GeschSftsknpital ist bei allen Versicheruiigäuntemehmungen 
iler Nalur der Sache nach verh£]tnissmässig gering. Das sogenannte üxe oder 
Anlagekapital beschrSnkC sich ausser einem etwaigen eigenen Geschsrishaus 
und der Geschäftseinrichtung (einschliesslich der Drucksachen) auf die Organi- 
sationskosten, welche in der Regel den bei weitem grössten Theil desselben 
ausmachen. Das umlaufende Kapital beschränkt sich auf das Kassebeddrfniss, 
wobei noch m beachten ist, dass der Zahlung von Versicherungskapi lallen 
immer schon Prämienzahlungen vorhei^^angen sind , so dass also das Kasse- 
beddrfniss meist bereits aus dem GeichSftsbetrieb selbst gedeckt werden kann. 
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bereit gehalten werden soll — hat dazu geführt, das gesammte 
Gesellschaftskapital in der Weise in zwei verschiedene Bestand- 
theile zu zerlegen, dass auf jede einzelne Aktie ein ent- 
sprechender Antheil an Beiden, an dem erforderlichen Anlage- 
und Betriebskapital auf der einen, an dem Garantiefonds 
auf der anderen Seite fällt. Der eine auf das eigentliche Ge- 
schäftskapital fallende Antheil wird, seiner Bestimmung ent- 
sprechend, alsbald eingezahlt; der andere auf das Garantie- 
kapital fallende Betrag dagegen bleibt uneingezahlt und wird 
nur, um die Einzahlung im Falle des Bedürfnisses möglichst 
zu sichern durch Sichtwechsel, welche die Aktionäre in dem 
betreffenden Betrag der Verwaltung in Depot geben, gedeckt.*) 

Eine natürliche Folge dieser Einrichtung ist dann die, 
dass die Aktien der Versicherungsgesellschaften keine Papiere 
auf den Inhaber, sondern auf Namen sind, und dass ein 
Wechsel in der Person der Aktionäre nur zulässig ist mit 
Genehmigung der Verwaltung. 

Bei den Gegenseitigkeitsgesellschaften existirt ein 
in der Weise wie es bei den Aktiengesellschaften der Fall ist, 
von Anfang an bereits vorhandener und Jedenfalls auch 
dauernd für die Zwecke der Unternehmung bestimmter Ga- 
rantiefonds nicht, Wo ein solcher Fonds ursprünglich schon 
vorhanden ist, hat er jedenfalls nur die Natur eines soge- 
nannten Gründungsfonds, d. h. eines — um es kurz, wenn 
auch nur theil weise zutreffend auszudrücken — Darlehns, 
welches der neu gegründeten bez. der in derGründung begriffenen 
Gesellschaft von Dritten (meist von den Gründern, welche 
hier natürlich von den Gesellschaftsmitgliedern als solchen, die 

*) Die Eigenihiimlichkeit liegt natürlich nicht darin, dass überhaupt eine 
Theileinzahlung gemuht wird, sondern d^rin, dass ein Theil des Aktienkapitals 
überhaupt nicht die Bestimmung hat, eingezahlt zu werden, sondern 
nur die Bestimmung hat, als Garantiefonds zu dienen, so dass also nur, wenn 
zur Deckung von Verlusten auch dieser Gärantietonds in Anspruch genommen 
werden mnss, auch dieser Theil des Aktienkapitals eingezahlt werden soll. Theil- 
einzahlungen dagegen Tinden sich fast bei allen Aktien untemeh mungen , theils 
um die Beschaffung des Kapitals zu erleichtern, theils weil dasselbe nur all- 
mühlich zur Verwendung koinjut, bei einer sofortigen Einzahlung also Zinsverlusle 
entstehen würden. 
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immer nur die Versicherten sind, zu unterscheiden sind) gegen 
Einräumung gewisser VortheÜe, insbesondere eines entsprechen- 
den Antheiles an dem Geschäftsgewinn bis zu der jenach- 
dem früheren oder späteren Rückzahlung gegeben wird. Bei 
den Gegenseitigkeitsgesellschaften muss also — in Ermangelung 
eines wirklichen Garantiefonds, wie ihn die Aktiengesellschaften 
haben — in anderer Weise fiir die Deckung einer etwaigen 
Unterbilanz der Leistungen der Versicherten gegenüber ihren 
Ansprüchen Sorge getragen werden, so dass also auch bei 
diesen Gesellschaften ein Garantiefonds, wenn auch in anderer 
Weise gebildet, sich findet. 

Wie bekannt und bereits erwähnt, sind bei den Gegen- 
seitigkeitsgesellschaften die in der Zeit wechselnden jeweiligen 
Versicherten zugleich auch die Unternehmer des Versicherungs- 
betriebes. Ihnen fallen, wie etwaige Verluste sie allein treffen, 
so auch alle Gewinne aus dem Geschäftsbetrieb allein zu. Es 
ist daher für das schliessliche Ergebniss im Wesentlichen 
einerlei, ob die von den Versicherten zu zahlenden Prämien 
bei den Gegenseitigkeitsgesellschaften höher tarifirt sind als 
bei den Aktiengesellschaften. Was die Versicherten bei jenen 
über das wirkliche Bedürfniss hinaus zahlen, empfangen sie 
nachträglich wieder in der Form von Antheilen an dem Ge- 
schäftsgewinn zurück. Diese Mehrzahlungen sind also wirth- 
schaftlich betrachtet eigentlich nur an die Gesellschaftskasse 
im Interesse der Solidität des Geschäftsbetriebes gezahlte Vor- 
schüsse. Diese nicht unbeträchlichen Mehrleistungen der Ver- 
sicherten selbst rücken an sich schon für das einzelne Jahr, 
zumal da die Reserven dieselben bleiben und diese Mehr- 
leistungen ganz den zur Deckung des laufenden Jahresrisikos 
verfügbaren Beiträgen zufallen, die Gefahr eines Fehlbetrags 
in viel weitere Ferne, als es bei den Aktiengesellschaften der 
Fall ist, bei welchen die Zahlungen der Versicherten ä fonds 
perdu erfolgen und eben deshalb erheblich massiger bemessen 
sind — im Interesse der Konkurrenzfähigkeit massiger bemessen 
sein müssen. 

Nun werden aber bei den Gegenseitigkeitsgesellschaften 
die UeberschUsse der einzelnen Jahre nicht sofort nach ge- 
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